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BMF: Sog. Registerfälle – Zweite Verlängerung des „vereinfachten Verfah-

rens“   

Mit BMF-Schreiben vom 06.11.2020 hatte sich die Finanzverwaltung zu der Fra-

ge geäußert, ob die Lizenzierung von Rechten eine beschränkte Steuerpflicht in 

Deutschland auslösen kann, wenn der einzige Inlandsbezug in der Eintragung 

des Rechts in ein deutsches Register liegt (vgl. TAX WEEKLY # 41/2020). Nach 

darin zum Ausdruck gebrachter Auffassung der Finanzverwaltung können sich in-

ländische Einkünfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f und Nr. 6 EStG, die zur 

beschränkten Steuerpflicht führen, auch aus der befristeten oder unbefristeten 

Überlassung von Rechten ergeben, die in ein inländisches Register eingetragen 

sind. Eines weitergehenden oder zusätzlichen Inlandsbezugs bedürfe es für die 

Anwendung der Norm nicht. In der zeitlich unbefristeten Überlassung liege dabei 

eine Rechteveräußerung. 

Mit BMF-Schreiben vom 11.02.2021 nahm dann die Finanzverwaltung nochmal 

auf das BMF-Schreiben vom 06.11.2020 Bezug. Für besagte Vergütungen i.S.d. 

§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe f und Nr. 6 EStG, die von ausländischen Vergü-

tungsschuldnern für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten gewährt 

werden, die in ein inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind, 

und ohne einen weiteren Inlandsbezug dem Steuerabzug nach § 50a Abs. 1 Nr. 3 

EStG unterliegen, sowie für die Veräußerung solcher Rechte wurden in allen of-

fenen, materiell unstreitigen DBA-Fällen Vereinfachungen gewährt. Danach ist für 

bereits zugeflossene und bis 30.09.2021 noch zufließende Lizenzvergütungen 

weder eine Steueranmeldung noch ein Steuerabzug vorzunehmen, wenn der 

Vergütungsgläubiger (Lizenzgeber) oder der von ihm bevollmächtigte Vergü-

tungsschuldner spätestens bis zum 31.12.2021 entsprechende rückwirkende 

Freistellungsanträge analog zu § 50d Abs. 2 Satz 1 EStG stellt (vgl. TAX 

WEEKLY # 6/2021). 

Mit BMF-Schreiben vom 14.07.2021 verlängerte die Finanzverwaltung das „ver-

einfachte Verfahren“ für die zeitlich befristete Rechteüberlassung. Die mit BMF-

Schreiben vom 11.02.2021 für Fälle zeitlich befristeter Rechteüberlassung vorge-

sehene Vereinfachung des Verfahrens kann unter den dort festgeschrieben Vo-

raussetzungen auch für Vergütungen in Anspruch genommen werden, die dem 

Vergütungsgläubiger nach dem 30.09.2021 aber vor dem 01.07.2022 zufließen. 

Das BMF-Schreiben vom 11.02.2021 ist für diese Vergütungen ebenso wie für 

sämtliche Vergütungen, die dem Vergütungsgläubiger vor dem 30.09.2021 zuge-

flossen sind, mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Antrag auf Freistellung 

vom Steuerabzug analog § 50d Abs. 2 Satz 1 EStG (§ 50c Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 

EStG nach dem Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern 

und der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer vom 09.06.2021) bis zum 

30.06.2022 beim BZSt zu stellen ist (vgl. TAX WEEKLY # 26/2021). 

Mit BMF-Schreiben vom 29.06.2022 wurde nun die Frist dieses „vereinfachten 

Verfahrens“ nochmal um weitere 12 Monate bis zum 30.06.2023 verlängert. 
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BMF: DBA-rechtliche Lohnsteuererstattung bei zu Unrecht einbehaltener 

Lohnsteuer 

Wenn der Arbeitgeber von einer Zahlung den Lohnsteuerabzug vorgenommen 

hat, obwohl das Besteuerungsrecht nach einem Doppelbesteuerungsabkommen 

einem anderen Staat zusteht, erfolgt die Erstattung nach Ablauf des Kalender-

jahrs im Regelfall über die Einkommensteuerveranlagung des Mitarbeiters. Wenn 

bei beschränkt Steuerpflichtigen keine Einkommensteuerveranlagung durchge-

führt wird, kann der Mitarbeiter die Erstattung dieser Lohnsteuer beim Betriebs-

stättenfinanzamt des Arbeitgebers beantragen.  

Für Zahlungen, die bis zum 31.12.2020 zugeflossen sind, erfolgt die Erstattung in 

analoger Anwendung des § 50d Abs. 1 Satz 2 EStG. Nach Wegfall dieser Vor-

schrift durch das Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz vom 02.06.2021 

(BGBl. 2021, I 1259) wird für Zahlungen ab dem 01.01.2021 als Rechtsgrundlage 

für die Erstattung § 50c Abs. 3 Satz 1 EStG analog herangezogen. 

In den Lohnsteuer-Hinweisen 2022 war der Hinweis auf dieses Erstattungsver-

fahren (bis dahin H 41c.1 „Erstattungsantrag“, zweiter Spiegelstrich LStH 2021) 

nicht mehr enthalten. Die Finanzverwaltung hat die Regelung nun mit BMF-

Schreiben vom 27.06.2022 neu veröffentlicht. 

Wie bisher wird darauf hingewiesen, dass nach den jeweiligen DBA für den Er-

stattungsantrag besondere formelle Anforderungen (z.B. Fristen) gelten können, 

die zu beachten sind. Zusätzlich wurde aufgenommen, dass die Erstattung auch 

dann erfolgen kann, wenn der Arbeitgeber eine Zahlung zu Unrecht dem Lohn-

steuerabzug unterworfen hat, obwohl weder eine unbeschränkte noch eine be-

schränkte Steuerpflicht des Mitarbeiters im Inland bestanden hat. 

 

BFH: Dokumentation der Ausübung des Zuordnungswahlrechts 

In zwei Urteilen vom 04.05.2022 (XI R 28/21 bzw. XI R 29/21) hat sich der BFH 

mit den Dokumentationspflichten im Zusammenhang mit dem Vorsteuerabzug 

aus gemischt verwendeten Gegenständen auseinandergesetzt. Die Urteile ergin-

gen im Anschluss an die Entscheidung des EuGH vom 14.10.2021 (C-45/20 bzw. 

der verbundenen Rechtssache C-46/20) zu den entsprechenden Vorabentschei-

dungsersuchen des BFH (vgl. TAX WEEKLY # 37/2021). 

Bei gemischt (privat und unternehmerisch) genutzten Gegenständen hat der Un-

ternehmer ein Wahlrecht, ob er diese insgesamt, teilweise oder gar nicht seinem 

umsatzsteuerrechtlichen Unternehmen zuordnet – mit entsprechenden Folgewir-

kungen für den Vorsteuerabzug. Nach Auffassung der Finanzverwaltung erforde-

re die Zuordnungsentscheidung eine zeitnahe Dokumentation; die für das Fi-

nanzamt erkennbare Zuordnungsentscheidung müsse spätestens bis zum Ablauf 

der gesetzlichen Abgabefrist für die Umsatzsteuer-Jahreserklärung erfolgen. 

Der BFH klärt nunmehr die Bedeutung und das Zusammenwirken der Kriterien 

„Zuordnungsentscheidung“, „Dokumentation der Zuordnungsentscheidung“ sowie 

etwaiger Fristen in diesem Zusammenhang: Stehe anhand objektiver Anhalts-

punkte, welche innerhalb der Zuordnungsfrist erkennbar geworden sind, fest, 
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dass der Steuerpflichtige einen Gegenstand dem Unternehmen zugeordnet hat, 

so besteht dann kein darüber hinausgehendes Erfordernis die erfolgte Zuordnung 

der Finanzverwaltung auch innerhalb dieser Frist mitzuteilen. 

Die Beurteilung der Frage, ob eine Zuordnung erfolgt ist und anhand von objekti-

ven Anhaltspunkten als dokumentiert erscheint, habe unter Berücksichtigung aller 

Gegebenheiten des Sachverhalts zu erfolgen. Dabei müsse die entsprechende 

Zuordnungsabsicht nicht ausdrücklich mitgeteilt werden, sondern könne auch 

konkludent zum Ausdruck kommen. Beispielhaft für solche Anhaltspunkte nennt 

der BFH das Auftreten des Unternehmers unter seinem Firmennamen bei Erwerb 

des gemischt genutzten Gegenstands, die betriebliche oder private Versicherung 

des Gegenstands oder dessen bilanzielle bzw. ertragsteuerrechtliche Behand-

lung. Für die Streifrage der Zuordnung einer Photovoltaikanlage zum Unterneh-

men (vgl. Verfahren XI R 29/21) sah der BFH im Abschluss eines spezifischen 

Stromliefervertrags über die mit der Anlage produzierten Mengen ein Indiz für 

diese Zuordnung. Für die Zuordnung zum Unternehmen könne bei Gebäuden 

auch die Bezeichnung eines Zimmers als Arbeitszimmer in Bauantragsunterlagen 

(vgl. Verfahren XI R 28/21) sprechen, jedenfalls sei dies dann der Fall, wenn wei-

tere objektive Anhaltspunkte hierfür sprechen. Solche Anhaltspunkte können sich 

nach Auffassung des BFH beispielsweise auch aus weiteren Sachverhaltsele-

menten ergeben: Im Urteilsfall hatte der klagende Unternehmer seit 15 Jahren 

kein externes Büro unterhalten, so dass dieser Umstand in der Gesamtschau mit 

der Raumbezeichnung in den Bauunterlagen eine entsprechende Zuordnung 

darstelle und zugleich dokumentiere. 

Fehle es hingegen an solchen objektiv erkennbaren Anhaltspunkten für eine Zu-

ordnung zum Unternehmen, könne diese nicht unterstellt werden – mangels Zu-

ordnung zum Unternehmen komme es somit zum Verlust des Vorsteuerabzugs. 

Sofern der BFH für die Dokumentation der Zuordnungsentscheidung auf die Ein-

haltung der gesetzlichen Abgabefristen von Steuererklärungen abgestellt habe, 

soll dies lediglich für Fallgestaltungen gelten, in denen bis dahin gerade keine ob-

jektiv erkennbaren Anhaltspunkte für eine Zuordnungsentscheidung vorlagen. 

Hatte der EuGH anlässlich der Vorlageverfahren Zweifel an der Verhältnismäßig-

keit einer solchen Frist vorgebracht, teilt der BFH diese nicht: Erfolge innerhalb 

dieser Frist eine ausreichende Dokumentation der Zuordnung, so könne der Un-

ternehmer die maßgeblichen objektiven Anhaltspunkte auch nach Fristablauf 

dem Finanzamt mitteilen. Nur in Ermangelung solcher Anhaltspunkte müsse so-

mit eine Zuordnungsmitteilung an die Finanzbehörden erfolgen. Für jene Mittei-

lung eine Fristbindung vorzusehen, sei nach Auffassung des BFH nicht unver-

hältnismäßig: Der Steuerpflichtige müsse aufgrund des Sofortabzugs von Vor-

steuerbeträgen ohnehin bereits bei Bezug von Leistungen entscheiden, ob bzw. 

in welchem Umfang er diese seinem Unternehmen zuordnen will. Diese Fristvor-

gaben machen dem Steuerpflichtigen den Vorsteuerabzug somit weder praktisch 

unmöglich noch wird dessen Ausübung übermäßig erschwert. 

Die Hoffnung mancher, der BFH könne anlässlich des EuGH-Urteils der Maßgeb-

lichkeit der steuerlichen Abgabefristen eine Absage erteilen, hat sich nicht ver-

wirklicht. Allerdings stärkt der BFH in Anlehnung an den EuGH die Möglichkeit, 
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die Unternehmenszuordnung von Warenbezügen auch anhand von Beweisan-

zeichen zu dokumentieren. Gleichwohl verbleibt es insofern bei der Tatsachen-

frage, wann aufgrund der Anhaltspunkte und Indizien eine objektiv erkennbare 

Zuordnungsentscheidung angenommen werden darf.  
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Alle am 30.06.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

XI R 28/21 
(XI R 3/19) 

04.05.2022 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 04.05.2022 XI R 29/21 (XI R 7/19) - Zu-
ordnung eines in Bauplänen mit "Arbeiten" bezeichneten Zimmers zum Unterneh-
men 

XI R 29/21 
(XI R 7/19) 

04.05.2022 
Erwerb einer gemischt genutzten Photovoltaikanlage; volle Zuordnung zum Unter-
nehmen durch Abschluss eines Einspeisevertrags 

 

Alle am 30.06.2022 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

VIII B 53/21 24.05.2022 Anordnung einer Außenprüfung bei Anfangsverdacht einer Steuerstraftat 

III R 33/20 07.04.2022 Zuständigkeit von Familienkassen für das Erhebungsverfahren 

III R 1/21 24.02.2022 Zuständigkeit von Familienkassen für das Erhebungsverfahren 

I B 55, 56/21 
(AdV) 

15.02.2022 Zuschlag nach § 162 Abs. 4 AO bei Nichtexistenz einer Betriebsstätte 

 

 

Alle bis zum 01.07.2022 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV B 8 - S 
2300/19/10016 
:009 

29.06.2022 

Vergütungen im Sinne des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 

6 Einkommensteuergesetz für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten, 

die in ein inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210104/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210104/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210105/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250100/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250097/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250098/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250099/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250099/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-06-29-verguetungen-fuer-die-zeitlich-befristete-ueberlassung-von-rechten-die-in-ein-inlaendisches-oeffentliches-buch-oder-register-eingetragen-sind.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-06-29-verguetungen-fuer-die-zeitlich-befristete-ueberlassung-von-rechten-die-in-ein-inlaendisches-oeffentliches-buch-oder-register-eingetragen-sind.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-06-29-verguetungen-fuer-die-zeitlich-befristete-ueberlassung-von-rechten-die-in-ein-inlaendisches-oeffentliches-buch-oder-register-eingetragen-sind.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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POSTANSCHRIFT Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin 


Nur per E-Mail  


Oberste Finanzbehörden 
der Länder 


nachrichtlich: 


Bundeszentralamt für Steuern 


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 6. November 2020 


BETREFF Verpflichtung zur Abgabe von Steueranmeldungen/ Steuererklärungen zur 
beschränkten Steuerpflicht bei der Überlassung von in inländischen Registern 
eingetragenen Rechten 


GZ IV C 5 - S 2300/19/10016 :006 
DOK 2020/1009219 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt für die Verpflichtung zur Abgabe von Steueranmeldungen/ Steuererklärungen zur 
beschränkten Steuerpflicht bei der Überlassung von in inländischen Registern eingetragenen 
Rechten Folgendes: 


1 Inländische Einkünfte nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 6 EStG, die 
zur beschränkten Steuerpflicht führen, können sich auch aus der befristeten oder unbefristeten 
Überlassung von Rechten ergeben, die in ein inländisches Register eingetragen sind. Eines 
weitergehenden oder zusätzlichen Inlandsbezugs bedarf es für die Anwendung der Norm 
nicht.  


2 Zu den in ein inländisches Register eingetragenen Rechten gehören z. B. auch Patente, die 
aufgrund einer Anmeldung beim Europäischen Patent- und Markenamt nach dem 
Europäischen Patentübereinkommen in das inländische Register eingetragen werden. Die 
Überlassung solcher Rechte führt auch dann zu inländischen Einkünften, wenn die Lizenz-
gebühr nicht von einem unbeschränkt Steuerpflichtigen getragen wird. 


www.bundesfinanzministerium.de 
www.eu2020finance.de 



mailto:poststelle@bmf.bund.de

http:www.eu2020finance.de

http:www.bundesfinanzministerium.de
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3 Wird ein in einem inländischen Register eingetragenes Recht zeitlich befristet überlassen, hat 
der Schuldner der Vergütung (Lizenzgebühr) nach § 50a Absatz 5 Satz 2 EStG den Steuer-
abzug vorzunehmen (§ 50a Absatz 1 Nummer 3 EStG), die Steuer an das Bundeszentralamt 
für Steuern abzuführen und dem Bundeszentralamt für Steuern nach § 73e EStDV eine 
Steueranmeldung zu übersenden. Für Vergütungen, die dem Vergütungsgläubiger bis zum 
31. Dezember 2013 zugeflossen sind, ist die Steueranmeldung dem zuständigen Finanzamt zu 
übersenden und die Steuer an dieses Finanzamt abzuführen.  


4 Ist das zugrundeliegende Recht zeitlich unbefristet überlassen worden und liegt deshalb eine 
Rechteveräußerung vor, die nicht dem Steuerabzug nach § 50a Absatz 1 Nummer 3 EStG 
unterliegt, hat der Empfänger der Lizenzgebühr bei dem zuständigen Finanzamt 
(§§ 19, 20 AO) eine Steuererklärung einzureichen (§ 25 Absatz 3 EStG). 


5 Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.  
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POSTANSCHRIFT  Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der  Länder     nachrichtlich:     Bundeszentralamt für Steuern  


HAUSANSCHRIFT 


TEL 


E-MAIL 


DATUM 


Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
+49 (0) 30 18 682-0 


poststelle@bmf.bund.de 
11. Februar 2021 


BETREFF Vergütungen im Sinne des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 6
Einkommensteuergesetz für die zeitlich befristete Überlassung sowie Veräußerung von 
Rechten, die in ein inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind 


BEZUG BMF-Schreiben vom 6. November 2020 
- IV C 5 - S 2300/19/10016 :006, DOK 2020/1009219 (BStBl I S. 1060) -


GZ IV B 8 - S 2300/19/10016 :007 
DOK 2021/0003450 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder sowie das BMF-Schreiben vom 6. November 2020 - IV C 5 - S 2300/19/10016 :006, 
DOK 2020/1009219 - (BStBl I S. 1060) gilt für Vergütungen i. S. d. § 49 Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe f und Nummer 6 Einkommensteuergesetz (EStG), die von ausländischen 
Vergütungsschuldnern für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten gewährt werden, 
die in ein inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind, und ohne einen 
weiteren Inlandsbezug dem Steuerabzug nach § 50a Absatz 1 Nummer 3 EStG unterliegen, 
sowie für die Veräußerung solcher Rechte zur Vereinfachung des Verfahrens Folgendes: 


I. Kein Steuerabzug in bestimmten Fällen zeitlich befristeter Rechteüberlassung 


Für Vergütungen, die dem Vergütungsgläubiger bereits zugeflossen sind oder noch bis 
einschließlich 30. September 2021 zufließen, kann davon abgesehen werden, den Steuerabzug 
nach § 50a Absatz 5 Satz 2 EStG vorzunehmen, die Steuer nach § 50a Absatz 5 Satz 3 EStG 


www.bundesfinanzministerium.de 
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Seite 2  abzuführen und eine Steueranmeldung  nach § 73e  Satz 2 Einkommensteuer-Durchführungs-


verordnung abzugeben, wenn alle Voraussetzungen, die zu den Rz. 2 bis 6 aufgeführt sind, 
vorliegen:  
 


2  Der Vergütungsschuldner hat im  Inland bei  Zufluss der Vergütung, wenn es sich um eine  
- natürliche Person handelt, weder Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt,  
- Körperschaft, Personenvereinigung oder  Vermögensmasse  handelt, weder  seine 
Geschäftsleitung noch seinen Sitz.  


 
3  Der Vergütungsgläubiger ist  bei Zufluss der  Vergütung  in einem Staat ansässig, mit dem 


Deutschland ein zu diesem Zeitpunkt anwendbares Abkommen zur Vermeidung der  
Doppelbesteuerung (DBA) abgeschlossen hat. Er  ist als Empfänger der Vergütung nach dem  
jeweiligen DBA abkommensberechtigt  (DBA-Berechtigung), die Vergütung ist ihm nach den 
Vorschriften des DBA zuzurechnen (vgl. auch Artikel 1 Absatz 2 OECD-Musterabkommen)  
und ihm steht die Entlastungsberechtigung von im  Inland erhobenen Steuern nach dem DBA  
unter Berücksichtigung von § 50d Absatz 1 Satz 11 und Absatz 3 EStG zu. Ist eine steuerlich 
transparente Personengesellschaft Vergütungsgläubiger, so dass die Vergütung den an ihr  
Beteiligten zugerechnet  wird, kommt es auf die Ansässigkeit sowie Abkommens- und 
Entlastungsberechtigung der  Beteiligten  an.  
 


4  Der Vergütungsgläubiger oder der von ihm bevollmächtigte  Vergütungsschuldner  stellt beim 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt)  bis zum 31. Dezember  2021 einen Antrag auf Frei-
stellung vom Steuerabzug  analog § 50d Absatz 2 Satz 1 EStG. Der Vergütungsschuldner ist  
auch ohne Vollmacht zur Antragstellung berechtigt, wenn das Vertragsverhältnis zum  
Vergütungsgläubiger nicht mehr besteht und er darlegen kann, dass der Vergütungsgläubiger  
daran gehindert ist, einen Antrag zu stellen oder dazu nicht  bereit ist. Soweit der Antrag für  
Vergütungen gestellt wird, die bis zum 31. Dezember 2013 zugeflossen sind, hat der  
Antragsteller der für die  Durchführung des Steuerabzugsverfahrens zuständigen örtlichen 
Finanzbehörde  einen Abdruck des Antrags zu übersenden. Sofern mehrere  Vertrags-
verhältnisse zwischen verschiedenen Vergütungsgläubigern und Vergütungsschuldnern 
vorliegen, ist jeweils ein  gesonderter  Antrag  für jedes Vertragsverhältnis zu stellen.  
Ausgenommen hiervon sind Sachverhalte, in denen ein Vergütungsgläubiger mit einem stets  
gleichen Vergütungsschuldner mehrere Verträge abgeschlossen hat. Diese  können in einem  
Antrag zusammengefasst werden.  
 


5  Mit dem Antrag sind die  Vertragsverhältnisse in Bezug auf die Vergütung, für die ein 
Freistellungsantrag gestellt wird, gegenüber dem BZSt offenzulegen. Bei konzerninternen 
Sachverhalten ist zusätzlich erforderlich, dass zugleich die Vereinbarungen in Bezug auf  
weitere, dieses Recht betreffende, Überlassungen  an nahestehende Personen i. S. d. § 1 
Absatz 2 Außensteuergesetz offengelegt werden.  


 







 
 


 


6  Seite 3  Vertragliche Vereinbarungen sind in Bezug a uf die für die Rechteüberlassung wesentlichen 
Passagen (Rechteüberlassung, Rechteinhaberschaft und Zahlungsbestimmungen in Bezug auf  
die Vergütung) in die deutsche Sprache zu übersetzen  und neben den Unterlagen in der  
Vertragssprache bei Offenlegung der Vertragsverhältnisse vorzulegen.  
 
II.  Ausschluss vom vereinfachten Verfahren bei bestimmten Sachverhalts-


gestaltungen  
 


7  Von der Abgabe einer Steueranmeldung und der  Abführung der  Steuerabzugsbeträge kann  
der Vergütungsschuldner, auch wenn der Antrag zu Rz. 4 in der oben genannten Frist  gestellt  
wird, nicht absehen, wenn die DBA-Berechtigung des Vergütungsgläubigers oder  seine  
Entlastungsberechtigung nach dem DBA oder nach § 50d EStG zweifelhaft  ist. Dies ist z.  B.  
der Fall, wenn die Voraussetzungen einer abkommensrechtlichen Bestimmung zur  
Beschränkung von Abkommensvergünstigungen erfüllt sind, oder sonstige Zweifel an der  
Berechtigung bestehen, Abkommensvorteile in Anspruch zu nehmen. Zweifel an der  
Berechtigung, Abkommensvorteile in Anspruch zu nehmen, bestehen insbesondere bei  
Anhaltspunkten für hybride oder doppelt ansässige Gesellschaften oder für sonstige  
Qualifikationskonflikte. 
 
III.  Abgabe von Steueranmeldungen u nd Abführung der Steuerabzugsbeträge  
 


8  Lehnt das BZSt den zu Rz. 4 beschriebenen Antrag auf  Freistellung  ab, hat  der Vergütungs-
schuldner innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe  des ablehnenden Verwaltungsakts  
Steueranmeldungen für die entsprechenden Vergütungen beim BZSt (für  Vergütungen, die bis  
zum 31. Dezember 2013 zugeflossen sind, bei der  zuständigen örtlichen Finanzbehörde)  
einzureichen und die entsprechenden Steuerabzugsbeträge  abzuführen. Dies gilt auch dann, 
wenn gegen  die Ablehnung des  Antrags Einspruch eingelegt worden ist.  
 


9  Für Vergütungen, die dem Vergütungsgläubiger nach dem 30. September 2021 zufließen, sind 
die gesetzlichen Voraussetzungen zur Berücksichtigung  der  sich aus DBA  ergebenden  
Beschränkungen des  Besteuerungsanspruchs nach § 50d Absatz 1 bis 4 EStG  in allen Fällen  
zu beachten.  
 
IV.  Ermittlung der Bemessungsgrundlage, Aufteilung von Gesamtvergütungen  
 


10  Wenn eine Steueranmeldung abzugeben und eine  Steuer abzuführen ist, ist die Bemessungs-
grundlage für  den Steuerabzug nach § 50a Absatz 1 Nummer 3 EStG grundsätzlich die  
jeweilige Bruttovergütung  für die Überlassung des im Inland registrierten Rechts. 







 
 11  Seite 4 Die Vergütung ist anhand der jeweiligen  vertraglichen Bestimmungen  zu ermitteln. Sofern 
das Vertragsverhältnis eine konkrete Bezifferung  des Teils der Vergütung ni cht zulässt, der  
auf die Überlassung des im Inland  registrierten Rechts entfällt, ist die gezahlte Vergütung  
sachgerecht aufzuteilen. Dies gilt  z.  B.  dann, wenn der Vertrag eine Vielzahl von Rechten 
umfasst oder Rechte in mehreren Staaten  registriert sind.   
 


12  Ausgangspunkt für eine sachgerechte Aufteilung ist die tatsächlich  geleistete Gesamt-
vergütung (sog. Top-Down-Ansatz), die unter  Berücksichtigung des Veranlassungsprinzips  
aufzuteilen ist. Dabei ist nach § 50a Absatz 2 Satz 1 EStG maßgeblich, wie hoch die  gesamten 
Einnahmen des Vergütungsgläubigers sind, die er  durch die Überlassung der im  Inland 
registrierten Rechte erzielt hat. Eine Ermittlung der Bemessungsgrundlage  für den 
Steuerabzug  nur anhand der Kosten der Eintragung und Pflege der Rechte in inländische 
Register (auf Registerkosten basierender  Bewertungsansatz, ggf. einschließlich eines  
Gewinnaufschlags) stellt deshalb keine sachgerechte Aufteilung dar. Dies gilt auch für sog.  
Bottom-Up-Ansätze, bei  denen die auf Deutschland entfallenden Lizenzgebühren, z.  B. auf  
Basis von Datenbankstudien, als (fiktiver) Prozentsatz vom Umsatz oder Gewinn ermittelt 
werden.  
 


13  Soweit das BZSt oder das Finanzamt die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder  
berechnen kann, insbesondere, weil der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten verletzt,  
hat es den auf Deutschland entfallenden Anteil der Vergütung zu schätzen (§ 162 Abgaben-
ordnung [AO]). Als Schätzungsgrundlage kommt dabei regelmäßig e in sog. Einnahme  
basierter Ansatz in Betracht. Die in Deutschland  erzielten Umsätze werden  zu den Umsätzen  
in den Gebieten (Territorien) ins Verhältnis  gesetzt, die von der Rechteüberlassung umfasst  
sind. Dies können abhängig vom Einzelfall ggf. die weltweiten Umsätze sein. Der sich daraus  
ergebende Schlüssel wird auf die Gesamtvergütung angewandt. Die so ermittelte Bemes-
sungsgrundlage ist dem Steuerabzug nach § 50a  Absatz 1 Nummer 3 EStG zugrunde zu 
legen.  
 


14  Beispiel:  Würde sowohl in Land X als auch in Deutschland jeweils ein Umsatz   
von 100 Mio. Euro erzielt und die Lizenzzahlung für die Rechteüberlassung auf dem Gebiet  
des Landes X und Deutschlands betrüge insgesamt 20 Mio. Euro, so wäre hiernach eine  
Aufteilung der Lizenzzahlung im Verhältnis 50:50 vorzunehmen. Die Bemessungsgrundlage  
für den Steuerabzug beliefe sich folglich auf 10 Mio. Euro.  
 
V.  Verfahren bei der Veräußerung von Rechten  
 


15  Die Veräußerung von Rechten, die in ein inländisches öffentliches Buch oder Register  
eingetragen sind, erfüllt  den Tatbestand des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe  f 
Doppelbuchstabe bb EStG. Für  diese Veräußerungsvorgänge, die nicht dem Steuerabzug nach 







 
    


 
 


 
  


  
 


  
  


  
 


 
 


 
  


 
 


  
 


 
  


 
  


 
 


 


 
  


 
 


 


 


Seite 5 § 50a EStG unterliegen, sind nach § 149 Absatz 1 AO i. V. m. § 25 EStG und § 31 
Körperschaftsteuergesetz (KStG) durch den beschränkt Steuerpflichtigen Steuererklärungen 
bei der örtlich zuständigen Finanzbehörde einzureichen. Die Erklärungspflicht besteht auch 
dann, wenn Deutschland aufgrund von DBA kein Besteuerungsrecht zugewiesen ist.  


16 Der beschränkt Steuerpflichtige kann eine Steuererklärung mit Null Euro einreichen, wenn er 
in einem Staat ansässig ist, mit dem Deutschland ein für den Veranlagungszeitraum, in dem 
die Einkünfte aus der Veräußerung zu erfassen sind, anwendbares DBA abgeschlossen hat, er 
nach diesem DBA abkommensberechtigt ist, ihm die Einkünfte nach den Vorschriften des 
DBA zuzurechnen sind und das DBA dem Ansässigkeitsstaat das ausschließliche Besteue-
rungsrecht für diese Einkünfte zuweist. Von einer Übermittlung durch Datenfernübertragung 
nach § 25 Absatz 4 EStG bzw. § 31 Absatz 1a KStG kann für Erklärungen, die bis zum 
30. September 2021 bei der örtlich zuständigen Finanzbehörde eingehen, abgesehen werden, 
soweit sie nicht ausdrücklich zur Übermittlung durch Datenfernübertragung auffordert. Der 
örtlich zuständigen Finanzbehörde sind die Veräußerungsvorgänge offenzulegen und die 
entsprechenden Unterlagen vorzulegen. Rz. 5 und 6 dieses Schreibens gelten entsprechend. 


17 Wenn die Voraussetzungen der Rz. 16 für die Abgabe einer Steuererklärung mit Null Euro 
vorliegen, kann darauf verzichtet werden, die durch die Veräußerung des Rechts erzielten 
steuerbaren inländischen Einkünfte zu ermitteln. In allen übrigen Fällen ist zur Ermittlung der 
inländischen Einkünfte der Gewinn zu bestimmen, der auf die Veräußerung des im Inland 
registrierten Rechts entfällt. Hierbei gelten die Ausführungen unter IV. entsprechend. 


VI. Anwendung 


18 Dieses Schreiben ist in allen noch nicht bestandskräftigen Fällen anzuwenden. 


Es wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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BETREFF  Vergütungen im Sinne des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 6 


Einkommensteuergesetz für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten, die in ein 


inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind  
   


   BEZUG  BMF-Schreiben vom 11. Februar 2021 
- IV B 8 - S 2300/19/10016 :007 - DOK 2021/0003450 (BStBl I 2021,301) - 


   GZ  IV B 8 - S 2300/19/10016 :007 
DOK  2021/0549633 


 
 


 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 


Länder gilt für Vergütungen i. S. d. § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 6 


Einkommensteuergesetz (EStG), die von ausländischen Vergütungsschuldnern für die zeitlich 


befristete Überlassung von Rechten gewährt werden, die in ein inländisches öffentliches Buch 


oder Register eingetragen sind, und ohne einen weiteren Inlandsbezug dem Steuerabzug nach 


§ 50a Absatz 1 Nummer 3 EStG unterliegen, Folgendes: 


 


Die mit dem BMF-Schreiben vom 11. Februar 2021 - IV B 8 - S 2300/19/10016 :007-; 


DOK 2021/0003450 (BStBl I 2021 S. 301) für Fälle zeitlich befristeter Rechteüberlassung 


vorgesehene Vereinfachung des Verfahrens kann unter den dort festgesetzten Voraus-


setzungen auch für Vergütungen in Anspruch genommen werden, die dem Vergütungs-


gläubiger nach dem 30. September 2021 aber vor dem 1. Juli 2022 zufließen. Das BMF-


Schreiben vom 11. Februar 2021 ist für diese Vergütungen ebenso wie für sämtliche 


Vergütungen, die dem Vergütungsgläubiger vor dem 30. September 2021 zugeflossen sind, 


mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Antrag auf Freistellung vom Steuerabzug analog 



mailto:IVB8@bmf.bund.de





 


Seite 2  § 50d Absatz 2 Satz 1 EStG (§ 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 EStG nach dem Gesetz zur 


Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der Bescheinigung der Kapitalertrag-


steuer vom 9. Juni 2021) bis zum 30. Juni 2022 beim Bundeszentralamt für Steuern zu stellen 


ist. 


 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und steht ab sofort für eine 


Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 


(http://bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - 


Einkommensteuer zur Ansicht und zum Abruf bereit. 


 


Im Auftrag 


Kreienbaum 


 


 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 


 


 



http://bundesfinanzministerium.de/






 


Postanschr ift Ber lin: Bundesministeriu m der Finanzen, 11016 Berlin  


 
 


   
 


  


     
      
 


   
 


 
 


   
 


    


    
    


    


    
    


   
 


   
   


 
 


   
   


 


  


 
 


   
 


  


  
 


   
    


POSTANSCHRIFT   Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder     nachrichtlich:     Bundeszentralamt  
für Steuern  
 
Bundesfinanzakademie im  
Bundesministerium für  Finanzen  


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 
FAX 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 29. Juni 2022 


BETREFF Vergütungen im Sinne des § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 6
Einkommensteuergesetz für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten, die in ein 
inländisches öffentliches Buch oder Register eingetragen sind 


BEZUG   BMF-Schreiben vom 11. Februar  2021  
- IV  B 8  - S 2300/19/10016 :007, DOK 2021/0003450 -;  
BMF-Schreiben vom 14. Juli 2021 
- IV  B 8  - S 2300/19/10016 :007, DOK 2021/0549633 - 
  GZ   IV B 8  - S 2300/19/10016 :009  


DOK   2022/0490278  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK  angeben)  


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt für Vergütungen i. S. d. § 49 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f und Nummer 6 Ein-
kommensteuergesetz (EStG), die von ausländischen Vergütungsschuldnern für die zeitlich 
befristete Überlassung von Rechten gewährt werden, die in ein inländisches öffentliches Buch 
oder Register eingetragen sind, und ohne einen weiteren Inlandsbezug dem Steuerabzug nach 
§ 50a Absatz 1 Nummer 3 EStG unterliegen, Folgendes: 


Die mit dem BMF-Schreiben vom 11. Februar 2021 - IV B 8 - S 2300/19/10016 :007, 
DOK 2021/0003450 (BStBl I 2021 S. 301) - für Fälle zeitlich befristeter Rechteüberlassung 
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Seite 2 vorgesehene Vereinfachung des Verfahrens wurde mit dem BMF-Schreiben vom 
14. Juli 2021 - IV B 8 - S 2300/19/10016 :007, DOK 2021/0549633 (BStBl 2021 I S. 1005) -
bereits verlängert für Vergütungen, die dem Vergütungsgläubiger nach dem 30. September 
2021, aber vor dem 1. Juli 2022 zufließen. 


Die im BMF-Schreiben vom 11. Februar 2021 festgesetzten Voraussetzungen können auch 
für Vergütungen in Anspruch genommen werden, die dem Vergütungsgläubiger nach dem 
30. Juni 2022, aber vor dem 1. Juli 2023 zufließen. Das BMF-Schreiben vom 11. Februar 
2021 ist für diese Vergütungen ebenso wie für sämtliche Vergütungen, die dem Vergütungs-
gläubiger vor dem 1. Juli 2023 zugeflossen sind, mit der Maßgabe anzuwenden, dass der 
Antrag auf Freistellung vom Steuerabzug analog § 50d Absatz 2 Satz 1 EStG (§ 50c Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 EStG nach dem Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteu-
ern und der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer vom 9. Juni 2021) bis zum 30. Juni 2023 
beim Bundeszentralamt für Steuern zu stellen ist. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 
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POSTANSCHRIFT   Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder     nachrichtlich:     Bundeszentralamt für  Steuern  
 
Bundesfinanzakademie im  
Bundesministerium der  Finanzen  


HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 


TEL +49 (0) 30 18 682-0 
FAX 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 27. Juni 2022 


BETREFF   DBA-rechtliche  Lohnsteuererstattung bei zu Unrecht einbehaltener Lohnsteuer  


  GZ   IV B 8  - S 2301/13/10002  
DOK   2022/0063809  


 (bei Antwort bitte GZ und DOK  angeben)  


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt für die DBA-rechtliche Lohnsteuererstattung bei zu Unrecht einbehaltener 
Lohnsteuer Folgendes: 


Wird eine Zahlung des Arbeitgebers dem Lohnsteuerabzug unterworfen, obwohl die 
Besteuerung abkommensrechtlich dem Wohnsitzstaat des Arbeitnehmers zugewiesen ist, 
besteht die Möglichkeit, einen Erstattungsantrag in analoger Anwendung des § 50c Abs. 3 
Satz 1 EStG i. d. F. des Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetzes (vormals Erstattung 
analog § 50d Abs. 1 Satz 2 EStG) zu stellen, soweit für die entsprechenden Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit nicht bereits eine Veranlagung nach § 50 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 
Buchstabe b i. V. m. Satz 7 EStG beantragt worden ist oder es sich um eine 
Pflichtveranlagung handelt. 


Der Erstattungsanspruch ist dabei gegen das Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers zu 
richten (>BFH vom 21.10.2009 - BStBl 2012 II S. 493). Gegebenenfalls sind für den 
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Seite 2 Erstattungsantrag besondere formelle Anforderungen (z. B. Fristen), die in den jeweiligen 
DBA geregelt sind, zu beachten (> auch BMF vom 25. Juni 2012 - BStBl I S. 692). 


Genauso ist zu verfahren, wenn eine Zahlung des Arbeitgebers zu Unrecht dem Lohnsteuer-
abzug unterworfen wurde, obwohl weder eine unbeschränkte noch eine beschränkte 
Steuerpflicht des Arbeitnehmers im Inland bestanden hat. 


Dieses Schreiben ist auf alle offenen Fälle anzuwenden, bei denen der laufende Arbeitslohn 
für einen nach dem 31. Dezember 2020 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und 
auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2020 zufließen. Für alle übrigen Fälle gilt 
der bisherige H 41c.1 „Erstattungsantrag“ der Lohnsteuer-Hinweise (Erstattung analog § 50d 
Abs. 1 Satz 2 EStG) fort. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Urteil vom 04. Mai 2022, XI R 28/21 (XI R 3/19) 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 04.05.2022 XI R 29/21 (XI R 7/19) - Zuordnung eines in Bauplänen mit 
"Arbeiten" bezeichneten Zimmers zum Unternehmen


ECLI:DE:BFH:2022:U.040522.XIR28.21.0


BFH XI. Senat


UStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 1, UStG § 15 Abs 1 S 2, EGRL 112/2006 Art 167, EGRL 112/2006 Art 168 Buchst a, EGRL 112/2006 
Art 168a, UStG VZ 2015 


vorgehend Sächsisches Finanzgericht , 19. März 2018, Az: 5 K 249/18


Leitsätze


1. Für die Dokumentation der Zuordnung (grundlegend BFH-Urteil vom 07.07.2011 - V R 42/09, BFHE 234, 519, BStBl II 
2014, 76) ist keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich. Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist 
nach außen hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnung vor, können diese der Finanzbehörde auch noch 
nach Ablauf der Frist mitgeteilt werden.


2. Für eine Zuordnung zum Unternehmen kann bei Gebäuden die Bezeichnung eines Zimmers als Arbeitszimmer in 
Bauantragsunterlagen jedenfalls dann sprechen, wenn dies durch weitere objektive Anhaltspunkte untermauert wird. So 
ist es z.B. dann, wenn der Unternehmer für seinen Gerüstbaubetrieb einen Büroraum benötigt, er bereits in der 
Vergangenheit kein externes Büro, sondern einen Raum seiner Wohnung für sein Unternehmen verwendet hat, und er 
beabsichtigt, dies in dem von ihm neu errichteten Gebäude so beizubehalten.


Tenor


Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Sächsischen Finanzgerichts vom 19.03.2018 - 5 K 249/18 aufgehoben.


Die Sache wird an das Sächsische Finanzgericht zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen.


Diesem wird die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens übertragen.


Tatbestand


I.


Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger und Revisionskläger (Kläger) der teilweise Vorsteuerabzug aus 
Eingangsleistungen zur Errichtung eines gemischt genutzten Gebäudes zusteht.


1


Der Kläger betreibt seit dem Jahr 1999 als Einzelunternehmer einen Gerüstbaubetrieb; der Umsatz im Jahr 2015 
(Streitjahr) betrug ... €. Im Jahr 2014 plante der Kläger die Errichtung eines Einfamilienhauses. In dem vom 
Planungsbüro erstellten Grundriss vom 29.07.2014 ist ein 16,57 qm großer Raum im Erdgeschoss mit "Arbeiten" 
bezeichnet; die "Nettogrundfläche gesamt" des Gebäudes ist mit 181,3 qm angegeben.


2


3







Der Kläger reichte im Streitjahr beim Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) monatliche 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen ein. Einen Vorsteuerabzug aus den Eingangsleistungen zur Errichtung des Gebäudes 
machte er darin nicht geltend.


Erstmals in der am 28.09.2016 beim FA eingegangenen, zustimmungsbedürftigen Umsatzsteuererklärung für das 
Streitjahr machte der Kläger für die Errichtung dieses Zimmers anteilig den Vorsteuerabzug geltend.


4


Mit Schreiben vom 27.02.2017 ergänzte der Kläger, dass der unternehmerische Nutzungsanteil nicht (wie bisher 
angenommen) 8,91 %, sondern 10,28 % betragen habe. Die abziehbare Vorsteuer erhöhe sich daher auf ... €.


5


Nach Durchführung einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung beim Kläger nahm die Prüferin an, dass der geltend 
gemachte Vorsteuerabzug aus zwei Gründen zu versagen sei: Erstens habe der Kläger das Gebäude nicht zeitnah dem 
Unternehmen zugeordnet und zweitens sei der Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG) ausgeschlossen, da die unternehmerische Nutzung des Gebäudes weniger als 10 % betrage.


6


Das FA stimmte der Steuererklärung daher nicht zu, sondern setzte mit Bescheid vom 05.04.2017 die Umsatzsteuer 
für 2015 fest, ohne einen Vorsteuerabzug für das mit "Arbeiten" bezeichnete Zimmer zuzulassen.


7


Den Einspruch, mit dem der Kläger u.a. geltend machte, der abziehbare Anteil steige wegen der anteiligen 
unternehmerischen Nutzung des Gäste-WC auf 12,32 % (... € Vorsteuer), wies das FA mit Einspruchsentscheidung 
vom 17.01.2018 als unbegründet zurück.


8


Das Sächsische Finanzgericht (FG) wies mit Urteil vom 19.03.2018 - 5 K 249/18 (Entscheidungen der Finanzgerichte 
2019, 1861) die Klage ab. Es nahm an, eine zeitnahe Dokumentation der Zuordnungsentscheidung liege nur vor, 
wenn sie bis zum 31. Mai des Folgejahres dem FA gegenüber abgegeben werde. Dies sei hier nicht geschehen. Die 
Planungsunterlagen seien keine hinreichende Dokumentation der Zuordnungsentscheidung, weil die Bezeichnung 
"Arbeiten" nicht zum Ausdruck bringe, dass es sich um ein dem Unternehmen zugeordnetes Zimmer handele. Es 
könne sich auch um ein häusliches Arbeitszimmer im Privatbereich handeln. Weiterhin könne es sich um ein 
unternehmerisch genutztes Zimmer handeln, das aufgrund des geringen Anteils an der Gesamtfläche im 
Privatvermögen belassen werde. Ein Büroraum von 16,57 qm in einem ansonsten privat genutzten Haus mit einer 
Gesamtfläche von 149,75 qm (entsprechend den Berechnungen des Klägers) sei nicht notwendiges 
Betriebsvermögen. Keinesfalls sei das Gäste-WC dem Unternehmensvermögen zuzuordnen. Dieses habe der Kläger 
erst im Einspruchsverfahren dem Unternehmensvermögen zugeordnet. Außerdem sei nicht plausibel, dass dies zu 
1/3 unternehmerisch genutzt werde. Angesichts der Lage sei von einer nahezu ausschließlich privaten Nutzung 
auszugehen.


9


Der Kläger rügt mit seiner Revision die Verletzung materiellen Rechts; insbesondere komme es auf die 
Dokumentation der Zuordnungsentscheidung durch die Umsatzsteuererklärung nicht an, da mit der Bauzeichnung 
und der tatsächlich ausschließlich unternehmerischen Nutzung ausreichende Anhaltspunkte für eine Zuordnung der 
bezogenen Leistungen zum Unternehmen vorlägen.


10


Der Kläger beantragt sinngemäß, die Vorentscheidung und die Einspruchsentscheidung aufzuheben sowie den 
Umsatzsteuerbescheid für das Jahr 2015 vom 05.04.2017 dahingehend zu ändern, dass die Umsatzsteuer auf den 
Betrag festgesetzt wird, der sich ergibt, wenn ein Vorsteuerabzug für die Errichtung des Büros in Höhe von ... € 
zugelassen wird.
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Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.12


Es verteidigt die angefochtene Vorentscheidung.13


Der Senat hat mit Beschluss vom 18.09.2019 - XI R 3/19 (BFHE 266, 459, BStBl II 2021, 112) das Revisionsverfahren 
ausgesetzt und den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) um Vorabentscheidung folgender Fragen ersucht:


"1. Steht Art. 168 Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem einer nationalen Rechtsprechung entgegen, nach 
der das Recht auf Vorsteuerabzug in den Fällen, in denen ein Zuordnungswahlrecht beim Leistungsbezug 
besteht, ausgeschlossen ist, wenn bis zum Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist für die Umsatzsteuer-
Jahreserklärung keine für die Finanzbehörden erkennbare Zuordnungsentscheidung abgegeben wurde?


2. Steht Art. 168 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem einer nationalen Rechtsprechung entgegen, nach der eine Zuordnung zum privaten 
Bereich unterstellt wird beziehungsweise (bzw.) eine dahingehende Vermutung besteht, wenn keine 
(ausreichenden) Indizien für eine unternehmerische Zuordnung vorliegen?"


14


Der EuGH hat darauf durch Urteil Finanzamt N (Mitteilung der Zuordnung) vom 14.10.2021 - C-45/20 und C-46/20 
(EU:C:2021:852) wie folgt geantwortet:


"Art. 168 Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 
2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der durch die Richtlinie 2009/162/EU des Rates vom 
22. Dezember 2009 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass er nationalen Bestimmungen nicht 
entgegensteht, die von einem nationalen Gericht so ausgelegt werden, dass die zuständige nationale 
Steuerverwaltung den Vorsteuerabzug in Bezug auf einen Gegenstand unter der Annahme, dass dieser dem 
Privatvermögen des Steuerpflichtigen zugewiesen wurde, verweigern darf, wenn ein Steuerpflichtiger ein 
Wahlrecht hat, ob er einen Gegenstand dem Vermögen seines Unternehmens zuordnet, und diese 
Steuerverwaltung nicht spätestens bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung in die Lage versetzt wurde, aufgrund einer ausdrücklichen Entscheidung oder hinreichender 
Anhaltspunkte eine solche Zuordnung des Gegenstands festzustellen, es sei denn, die besonderen 
rechtlichen Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnis lassen erkennen, dass sie nicht mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar ist."


15


Der Senat hat anschließend das Revisionsverfahren unter dem Aktenzeichen XI R 28/21 (XI R 3/19) fortgesetzt.16


Der Kläger sieht es als nicht nachvollziehbar an, wie der EuGH zu der Abhängigkeit der Wirksamkeit der 
Zuordnungsentscheidung von einer Erklärung des Steuerpflichtigen bis zum Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist für 
die Steuererklärung komme. Die Entscheidung des Unternehmers, die Leistung für sein Unternehmen zu beziehen, 
stehe bereits bei Leistungsbezug fest. Der Kläger habe seit 15 Jahren kein externes Büro unterhalten. Dass das Büro 
unternehmerischen Zwecken habe dienen sollen, sei daher nicht zweifelhaft.


17


Das FA sieht sich in seiner Auffassung bestätigt. Hilfsweise verweist es darauf, dass der Umfang der 
unternehmerischen Nutzung streitig sei und die unternehmerische Nutzung weniger als 10 % betragen könnte.


18







Entscheidungsgründe


II.


Die Revision ist begründet; sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits 
an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der 
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG hat zu Unrecht angenommen, dass eine zeitnahe Dokumentation der 
Zuordnungsentscheidung nur dann vorliegt, wenn diese bis zum 31. Mai des Folgejahres dem FA gegenüber 
abgegeben wird. Die Vorentscheidung ist deshalb aufzuheben. Allerdings ist die Sache nicht spruchreif, da die 
tatsächlichen Feststellungen des FG nicht ausreichen, um abschließend zu entscheiden.
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1. Für die Dokumentation der Zuordnung ist keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich. 
Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist nach außen hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnung 
vor, können diese der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf der Frist mitgeteilt werden. Der Senat verweist 
diesbezüglich zur Vermeidung von Wiederholungen auf sein Urteil vom gleichen Tag XI R 29/21 (XI R 7/19, zur 
amtlichen Veröffentlichung bestimmt).


20


2. Für eine Zuordnung zum Unternehmen kann bei Gebäuden die Bezeichnung eines Zimmers als Arbeitszimmer in 
Bauantragsunterlagen jedenfalls dann sprechen, wenn dies durch weitere objektive Anhaltspunkte untermauert wird. 
So ist es z.B. dann, wenn der Unternehmer für seinen Gerüstbaubetrieb einen Büroraum benötigt, er bereits in der 
Vergangenheit kein externes Büro, sondern einen Raum seiner Wohnung für sein Unternehmen verwendet hat, und 
er beabsichtigt, dies in dem von ihm neu errichteten Gebäude so beizubehalten. Anhand der tatsächlichen 
Feststellungen des FG kann allerdings nicht entschieden werden, ob der Kläger die Zuordnung der 
Eingangsleistungen des Streitjahres zum Unternehmen rechtzeitig, d.h. bis zum 31. Mai des Folgejahres, 
"implizit" (konkludent) vorgenommen hat.


21


a) Zutreffend hat das FG zwar angenommen, dass die Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung für das Streitjahr im 
September 2016 keine rechtzeitige Zuordnung darstellt. Entgegen der Auffassung des FG kann sich aber aus den 
Bauplänen vom 29.07.2014 eine Zuordnung ergeben, sofern zu den Bauplänen weitere Umstände hinzutreten. Die 
gegenteilige Sichtweise des FG widerspricht dem EuGH, der in Rz 48 des Urteils Finanzamt N (EU:C:2021:852) in 
Bezug auf den Streitfall Folgendes ausgeführt hat:


"Insoweit kann, was E [den Kläger] betrifft, die Zuordnung eines Zimmers von angemessener Größe als 
Arbeitszimmer in den Bauplänen eines Einfamilienhauses ein Indiz für eine solche Absicht darstellen. Da 
jedoch ein in den Bauplänen eines Einfamilienhauses entsprechend bezeichnetes Zimmer nicht 
notwendigerweise tatsächlich für die wirtschaftliche Tätigkeit des Steuerpflichtigen genutzt wird, kommt es 
darauf an, dass die Absicht des Steuerpflichtigen, dieses Zimmer für sein Unternehmen zu nutzen, durch 
andere objektive Anhaltspunkte, die diese Nutzung belegen, untermauert wird."


22


Abweichendes ergibt sich auch nicht aus der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH). So ist der 
Senat in seinem Urteil vom 17.12.2008 - XI R 64/06 (BFH/NV 2009, 798, Rz 39) davon ausgegangen, dass sich aus 
den beigezogenen Bauakten keine Hinweise für eine Zuordnung ergaben. Im Urteil vom 07.07.2011 - V R 21/10 
(BFHE 234, 531, BStBl II 2014, 81, Rz 41) verneinte der BFH eine Zuordnung im Hinblick auf die Bezeichnung "Party", 
"Abstell" und "Bad" in Planungsunterlagen. Der BFH-Beschluss vom 14.02.2017 - V B 154/16 (BFH/NV 2017, 767, 
Rz 12) befasst sich lediglich mit der Frage einer grundsätzlichen Bedeutung. Zudem betreffen der BFH-Beschluss 
vom 10.03.2006 - V B 81/05 (BFH/NV 2006, 1364, Rz 3) sowie die BFH-Urteile vom 12.01.2011 - XI R 9/08 (BFHE 
232, 254, BStBl II 2012, 58, Rz 32) und vom 12.01.2011 - XI R 10/08 (BFH/NV 2011, 860, Rz 32) andere, mit dem 
Streitfall von vorneherein nicht vergleichbare Sachverhalte.
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b) Der Senat kann die nach den vorstehenden Maßstäben des EuGH gebotene Prüfung, ob andere objektive 
Anhaltspunkte innerhalb der Zuordnungsfrist festgestellt werden können, die die Absicht des Klägers, das Zimmer 
tatsächlich für seine wirtschaftliche Tätigkeit zu benutzen, nicht selbst vornehmen, weil tatsächliche Feststellungen 
dazu fehlen. Der pauschale Verweis des FG auf die Behördenakten reicht nicht aus, um deren Inhalt als tatsächlich 
festgestellt anzusehen (vgl. BFH-Urteile vom 19.10.2011 - XI R 40/09, BFH/NV 2012, 798, Rz 31; vom 26.07.2012 - 
III R 70/10, BFH/NV 2012, 1971, Rz 19; jeweils m.w.N.). Außerdem steht nicht fest, ob die darin enthaltenen Angaben 
tatsächlich zutreffen. Die Sache geht deshalb an das FG zurück.


24


c) Der Senat weist das FG für den zweiten Rechtsgang auf Folgendes hin:25


aa) Die Steuerakten enthalten mehrere Anhaltspunkte dafür, dass das mit "Arbeiten" bezeichnete Zimmer bereits im 
Streitjahr (und damit vor dem 31. Mai des Folgejahres) für die wirtschaftliche Tätigkeit des Steuerpflichtigen 
tatsächlich genutzt worden ist. Der Erstbezug des Gebäudes könnte nach Aktenlage am 23.11.2015 erfolgt sein 
(Bl. 26 der Umsatzsteuerakten, 2. Abteilung, sowie Aufstellung "Baukosten" in der Bilanzakte). Für den Dezember 
2015 wurde eine Absetzung für Abnutzung berechnet (s. dazu die Aufstellung in der Bilanzakte sowie Bl. 27 der 
Umsatzsteuerakte, 2. Abteilung). Dazu hat das FG im zweiten Rechtsgang tatsächliche Feststellungen zu treffen.


26


Für ein Handeln des Klägers als Steuerpflichtiger könnte, soweit es um das mit "Arbeiten" bezeichnete Zimmer geht, 
außerdem sprechen, dass der Kläger mehrfach unwidersprochen vorgetragen hat, seit 15 Jahren kein externes Büro 
unterhalten zu haben. Dazu hat das FG ebenso weitere Feststellungen zu treffen wie zu dem Zeitpunkt, zu dem der 
Kläger ggf. sein Unternehmen an eine neue Adresse umgemeldet und es für sein Unternehmen tatsächlich genutzt 
hat.


27


bb) In revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise hat das FG im Übrigen angenommen, dass das Gäste-WC (lt. 
Bauzeichnung mit Dusche) nicht rechtzeitig dem Unternehmen zugeordnet worden sei; denn das vom EuGH in den 
Bauplänen gesehene Indiz bezieht sich nur auf das mit "Arbeiten" bezeichnete Zimmer (und nicht auf andere 
Flächen). Zur Versagung des Vorsteuerabzugs für eine Dusche oder Badewanne s. außerdem BFH-Urteil vom 
07.05.2020 - V R 1/18 (BFHE 270, 146, Rz 27).


28


Ebenfalls zutreffend ist das FG stillschweigend davon ausgegangen, dass einer Zuordnung nicht entgegensteht, dass 
der Kläger in den von ihm beim FA eingereichten Umsatzsteuer-Voranmeldungen einen Vorsteuerabzug nicht 
vorgenommen hat (vgl. BFH-Urteile vom 07.07.2011 - V R 42/09, BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76, Rz 29 und 39; in 
BFHE 234, 531, BStBl II 2014, 81, Rz 29 und 39 sowie 44). Dem Inhalt der Voranmeldungen kommt bei der 
Abwägung keine unwiderlegbare Beweiswirkung zu, sondern er muss im Zusammenhang mit den anderen 
Umständen gewürdigt werden (vgl. auch BFH-Urteil vom 27.07.1995 - V R 44/94, BFHE 178, 482, BStBl II 1995, 853, 
Rz 12 f.). Die bisherige Rechtsprechung des BFH ist auch insoweit mit Unionsrecht vereinbar (vgl. EuGH-Urteil 
Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 49).


29


cc) Das FG wird außerdem, da es im Streitfall um ein Gebäude geht, in Bezug auf die Höhe der ggf. abziehbaren 
Vorsteuer das Vorsteuerabzugsverbot des § 15 Abs. 1b UStG, Art. 168a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL) zu berücksichtigen haben.


30


dd) Anhaltspunkte für eine Vorsteuerberichtigung (§ 15a Abs. 6a UStG) sind im Streitfall nicht ersichtlich, so dass der 
Senat zu der Frage, ob im Anwendungsbereich des § 15 Abs. 1b UStG für eine solche Berichtigung eine vorherige 
volle Zuordnung des Gebäudes zum Unternehmen erforderlich ist (vgl. dazu bei nichtwirtschaftlicher Tätigkeit BFH-
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  Download als PDF [www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/pdf/STRE202210104?
type=1646225765]


Urteil vom 20.10.2021 - XI R 10/21, BFH/NV 2022, 543, Rz 53 ff., m.w.N.), nicht Stellung nehmen muss (vgl. auch 
BFH-Beschluss vom 10.02.2021 - XI B 24/20, BFH/NV 2021, 549, Rz 14).


3. Darüber hinaus kann anhand der tatsächlichen Feststellungen des FG nicht hinreichend beurteilt werden, ob die 
unternehmerische Mindestnutzung (§ 15 Abs. 1 Satz 2 UStG) erreicht ist.


32


a) Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 UStG gilt die Lieferung, die Einfuhr oder der innergemeinschaftliche Erwerb eines 
Gegenstandes, den der Unternehmer zu weniger als 10 % für sein Unternehmen nutzt, als nicht für das Unternehmen 
ausgeführt. Bei der Ermittlung dieser unternehmerischen Mindestnutzung ist auf die Verwendungsverhältnisse des 
gesamten Gebäudes abzustellen (vgl. BFH-Urteil vom 19.07.2011 - XI R 21/10, BFHE 235, 14, BStBl II 2012, 434, 
Rz 49 ff.).


33


b) Gegen die Anwendung von § 15 Abs. 1 Satz 2 UStG bestehen keine unionsrechtlichen Bedenken (vgl. BFH-Urteil 
vom 03.08.2017 - V R 59/16, BFHE 258, 553, BStBl II 2017, 1209; BFH-Beschluss vom 01.03.2016 - XI B 51/15, 
BFH/NV 2016, 957); denn das Gebäude, für das der Kläger den anteiligen Vorsteuerabzug begehrt, wurde im Streitfall 
neben der Verwendung für das Unternehmen nur für private Wohnzwecke, nicht aber für nichtwirtschaftliche, d.h. 
nicht in den Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer fallende Tätigkeiten verwendet.


34


c) Soweit der Senat im Vorlagebeschluss (BFH-Beschluss in BFHE 266, 459, BStBl II 2021, 112, Rz 34) noch 
angenommen hatte, dass die Fläche des unternehmerisch genutzten Zimmers nicht weniger als 10 % der 
Gesamtnutzungsfläche des gemischt genutzten Grundstücks betrage und die unternehmerische Mindestnutzung 
erfüllt sei, hält er hieran im Hinblick auf den Vortrag des FA zum Urteil des EuGH nicht fest. Denn danach ist dies 
weiter streitig, da das FA von einer unternehmerischen Nutzung von weniger als 10 % ausgeht. Die Sache geht daher 
auch deshalb an das FG zurück.


35


4. Die Übertragung der Kostenentscheidung auf das FG folgt aus § 143 Abs. 2 FGO.36


5. Der Senat entscheidet mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Verhandlung durch Urteil (§ 90 Abs. 2, 
§ 121 Satz 1 FGO). Er hat die Entscheidung in einer Videokonferenz unter den hierfür von der BFH-Rechtsprechung 
(Urteil vom 10.02.2021 - IV R 35/19, BFHE 272, 152) aufgestellten Voraussetzungen getroffen.
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Urteil vom 04. Mai 2022, XI R 29/21 (XI R 7/19) 
Erwerb einer gemischt genutzten Photovoltaikanlage; volle Zuordnung zum Unternehmen durch Abschluss eines 
Einspeisevertrags


ECLI:DE:BFH:2022:U.040522.XIR29.21.0


BFH XI. Senat


UStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 1, EGRL 112/2006 Art 167, EGRL 112/2006 Art 168 Buchst a, EGRL 112/2006 Art 168a, FGO § 105 
Abs 3 S 2, UStG VZ 2014 , AO § 149 Abs 3, UStAE Abschn 15.2c Abs 16 S 5, EGRL 112/2006 Art 9 Abs 1 


vorgehend Finanzgericht Baden-Württemberg , 12. September 2018, Az: 14 K 1538/17


Leitsätze


1. Für die Dokumentation der Zuordnung (grundlegend BFH-Urteil vom 07.07.2011 - V R 42/09, BFHE 234, 519, BStBl II 
2014, 76) ist keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich. Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist 
nach außen hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnung vor, können diese der Finanzbehörde auch noch 
nach Ablauf der Frist mitgeteilt werden.


2. Die Tatsache, dass im Lauf des Jahres, in dem eine Photovoltaikanlage erworben wurde, ein Vertrag mit dem Recht zum 
Weiterverkauf des gesamten von der Anlage erzeugten Stroms zuzüglich Umsatzsteuer abgeschlossen wurde, ist ein Indiz 
dafür, dass der Steuerpflichtige die Photovoltaikanlage dem Unternehmen voll zugeordnet hat.


Tenor


Auf die Revision des Klägers werden das Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg, Außensenate Freiburg, vom 
12.09.2018 - 14 K 1538/17 sowie die Einspruchsentscheidung des Beklagten vom 18.05.2017 und die Änderungsbescheide 
des Beklagten vom 30.11.2016 und 27.03.2017 ersatzlos aufgehoben.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


Die Beteiligten streiten über den Vorsteuerabzug aus der Errichtung einer Photovoltaikanlage.1


Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) erwarb im Jahr 2014 (Streitjahr) eine Photovoltaikanlage. Den seit 
22.09.2014 erzeugten Strom verbrauchte er teilweise selbst, teilweise speiste er ihn in das Stromnetz eines 
Netzbetreibers (X) ein. Der Einspeisevertrag mit X vom 25.09.2014 sieht für den gelieferten Strom eine Vergütung 
pro kWh zuzüglich Umsatzsteuer vor. Entsprechend wurden in einer Gutschrift des X vom 19.01.2015 die im 
Streitjahr ausgeführten Stromlieferungen des Klägers an X abgerechnet.


2


Gegenüber dem Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) gab der Kläger zunächst weder Umsatzsteuer-
Voranmeldungen noch sonstige Erklärungen zu den Ausgangs- und Eingangsumsätzen aus dem Betrieb der 
Photovoltaikanlage sowie den unentgeltlichen Wertabgaben ab. Am 29.02.2016 reichte er eine 
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Umsatzsteuererklärung für das Streitjahr ein und zog darin u.a. die in der Rechnung vom 11.09.2014 offen 
ausgewiesene Umsatzsteuer (... €) als Vorsteuer ab.


Das FA stimmte der Steuererklärung zunächst zu, versagte später aber den Vorsteuerabzug für die 
Photovoltaikanlage, weil der Kläger nicht rechtzeitig (bis zum 31. Mai des Folgejahres) eine 
Zuordnungsentscheidung getroffen habe. Das FA machte als Folge hiervon auch den Ansatz der unentgeltlichen 
Wertabgabe rückgängig. Es setzte mit Umsatzsteuer-Änderungsbescheid für das Streitjahr, zuletzt vom 27.03.2017, 
die Umsatzsteuer entsprechend höher fest. Der Einspruch blieb erfolglos (Einspruchsentscheidung vom 18.05.2017).


4


Das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg wies die Klage, mit der der Kläger vortrug, er habe mit Abschluss des 
Einspeisevertrags seine Zuordnungsentscheidung nach außen dokumentiert, ab. Es nahm an, der Kläger habe die 
Photovoltaikanlage nicht rechtzeitig seinem Unternehmen zugeordnet. Die Zuordnung habe der Kläger gegenüber 
dem FA als Adressaten dokumentieren müssen. Das Urteil ist in Entscheidungen der Finanzgerichte 2019, 2005 
veröffentlicht.
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Der Kläger rügt mit seiner Revision die Verletzung materiellen Rechts.6


Er beantragt sinngemäß, die Vorentscheidung des FG, die Einspruchsentscheidung vom 18.05.2017 sowie die 
Änderungsbescheide vom 30.11.2016 und 27.03.2017 ersatzlos aufzuheben.
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Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.8


Der Senat hat mit Beschluss vom 18.09.2019 - XI R 7/19 (BFHE 266, 472, BStBl II 2021, 118) das Revisionsverfahren 
ausgesetzt und den Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) um Vorabentscheidung folgender Fragen ersucht:


"1. Steht Art. 168 Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem einer nationalen Rechtsprechung entgegen, nach 
der das Recht auf Vorsteuerabzug in den Fällen, in denen ein Zuordnungswahlrecht beim Leistungsbezug 
besteht, ausgeschlossen ist, wenn bis zum Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist für die Umsatzsteuer-
Jahreserklärung keine für die Finanzbehörden erkennbare Zuordnungsentscheidung abgegeben wurde?


2. Steht Art. 168 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem einer nationalen Rechtsprechung entgegen, nach der eine Zuordnung zum privaten 
Bereich unterstellt wird beziehungsweise (bzw.) eine dahingehende Vermutung besteht, wenn keine 
(ausreichenden) Indizien für eine unternehmerische Zuordnung vorliegen?"


9


Der EuGH hat darauf mit Urteil Finanzamt N (Mitteilung der Zuordnung) vom 14.10.2021 - C-45/20 und C-46/20 
(EU:C:2021:852) wie folgt geantwortet:


"Art. 168 Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 
2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der durch die Richtlinie 2009/162/EU des Rates vom 
22. Dezember 2009 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass er nationalen Bestimmungen nicht 
entgegensteht, die von einem nationalen Gericht so ausgelegt werden, dass die zuständige nationale 
Steuerverwaltung den Vorsteuerabzug in Bezug auf einen Gegenstand unter der Annahme, dass dieser dem 
Privatvermögen des Steuerpflichtigen zugewiesen wurde, verweigern darf, wenn ein Steuerpflichtiger ein 
Wahlrecht hat, ob er einen Gegenstand dem Vermögen seines Unternehmens zuordnet, und diese 
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Entscheidungsgründe


II.


Steuerverwaltung nicht spätestens bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung in die Lage versetzt wurde, aufgrund einer ausdrücklichen Entscheidung oder hinreichender 
Anhaltspunkte eine solche Zuordnung des Gegenstands festzustellen, es sei denn, die besonderen 
rechtlichen Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnis lassen erkennen, dass sie nicht mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar ist."


Der Senat hat anschließend das Revisionsverfahren unter dem Aktenzeichen XI R 29/21 (XI R 7/19) fortgesetzt.11


Der Kläger hat zum Urteil des EuGH vorgetragen, der Einspeisevertrag sei als eindeutige Entscheidung des 
Unternehmers zu werten, die Photovoltaikanlage dem Unternehmen zuzuordnen.


12


Das FA vertritt die Auffassung, dass der EuGH die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) zur 
Zuordnungsentscheidung bestätigt habe. Der Kläger habe die Zuordnung zum Unternehmen erst nach Fristablauf 
dem FA zur Kenntnis gebracht.
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Die Revision ist begründet; sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Entscheidung in der Sache selbst 
(§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG ist zu Unrecht davon ausgegangen, dass dem 
Kläger der begehrte Vorsteuerabzug nicht zustehe, weil er die erforderliche Zuordnungsentscheidung nicht 
gegenüber dem FA innerhalb der Zuordnungsfrist mitgeteilt habe. Der Kläger hat die Photovoltaikanlage rechtzeitig 
voll seinem Unternehmen zugeordnet.
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1. Das FG ist im Ausgangspunkt zutreffend davon ausgegangen, dass dem Kläger ein Zuordnungswahlrecht zusteht.15


a) Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) kann der Unternehmer die gesetzlich 
geschuldete Steuer für Leistungen, die von einem anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden 
sind, als Vorsteuer abziehen. Die nach § 15 UStG abziehbaren Vorsteuerbeträge sind für den Besteuerungszeitraum 
abzusetzen, in den sie fallen (§ 16 Abs. 2 Satz 1 UStG).


16


Dies beruht auf Art. 168 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL). Danach ist der Steuerpflichtige berechtigt, die geschuldete und entrichtete 
Mehrwertsteuer für Gegenstände und Dienstleistungen abzuziehen, die ihm von einem anderen Steuerpflichtigen 
geliefert bzw. erbracht wurden oder werden, soweit die Gegenstände und Dienstleistungen für Zwecke seiner 
besteuerten Umsätze verwendet werden. Gemäß Art. 167 MwStSystRL entsteht das Recht auf Vorsteuerabzug, wenn 
der Anspruch auf die abziehbare Steuer entsteht. Dabei handelt es sich um materielle Voraussetzungen für das 
Entstehen des Rechts auf Vorsteuerabzug (vgl. EuGH-Urteil Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 34 und 36).
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b) Bei Bezug eines einheitlichen Gegenstands, der gemischt verwendet wird oder werden soll, steht nach der 
Rechtsprechung des EuGH und des BFH dem Unternehmer ein Zuordnungswahlrecht zu: Er kann den Gegenstand 
insgesamt seinem Unternehmen zuordnen oder in vollem Umfang in seinem Privatvermögen belassen oder den 
Gegenstand entsprechend dem --geschätzten-- unternehmerischen Nutzungsanteil seinem Unternehmen zuordnen 
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(vgl. EuGH-Urteile Lennartz vom 11.07.1991 - C-97/90, EU:C:1991:315; Armbrecht vom 04.10.1995 - C-291/92, 
EU:C:1995:304, Rz 19 ff.; Bakcsi vom 08.03.2001 - C-415/98, EU:C:2001:136, Rz 25 ff.; BFH-Beschluss in BFHE 266, 
472, BStBl II 2021, 118, Rz 18).


c) Im Streitfall bestand danach, wovon das FG zutreffend ausgegangen ist, ein solches Zuordnungswahlrecht des 
Klägers, da er den von der Photovoltaikanlage erzeugten Strom teilweise steuerpflichtig an X geliefert und teilweise 
für private Zwecke verbraucht hat (vgl. BFH-Urteil vom 11.04.2008 - V R 10/07, BFHE 221, 456, BStBl II 2009, 741, 
Rz 36; Schlussanträge der Generalanwältin Sharpston vom 07.03.2013 in der Rechtssache C-219/12, Finanzamt 
Freistadt Rohrbach Urfahr, EU:C:2013:152, Rz 36 ff.).
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2. Steht anhand objektiver Anhaltspunkte, die innerhalb der Zuordnungsfrist erkennbar geworden sind, fest, dass der 
Steuerpflichtige einen Gegenstand dem Unternehmen zugeordnet hat, ist es entgegen dem Urteil des FG nicht 
zusätzlich erforderlich, dass er die erfolgte Zuordnung der Finanzverwaltung innerhalb dieser Frist mitteilt.
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a) Der BFH hat mit seinen Urteilen vom 07.07.2011 - V R 42/09 (BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76) und vom 
07.07.2011 - V R 21/10 (BFHE 234, 531, BStBl II 2014, 81) entschieden, dass keine "zeitnahe" Dokumentation der 
Zuordnungsentscheidung vorliegt, wenn sie dem Finanzamt erst nach Ablauf der --früher für alle Steuerpflichtigen 
geltenden-- gesetzlichen Abgabefrist für Steuererklärungen (§ 149 Abs. 2 Satz 1 der Abgabenordnung --AO-- a.F., d.h. 
dem 31. Mai des Folgejahres) mitgeteilt wird. Dabei hat er allerdings ausdrücklich offen gelassen, ob eine Zuordnung 
aus anderen objektiven Beweisanzeichen gefolgert werden kann (vgl. BFH-Urteil in BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76, 
Rz 41). Andere objektive Beweisanzeichen lagen in den dort entschiedenen Fällen nicht vor (vgl. auch BFH-Urteil in 
BFHE 234, 531, BStBl II 2014, 81, Rz 40 ff.). Die Aussage, dass die Zuordnung mitgeteilt werden muss, bezog sich 
folglich auf Situationen, in denen die Zuordnung nur aus einer (Steuer- oder Willens-)Erklärung gegenüber der 
Finanzverwaltung folgte.
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In der Folgezeit hat der BFH diese Rechtsprechung mehrfach bestätigt (vgl. BFH-Urteile vom 15.12.2011 - V R 48/10, 
BFH/NV 2012, 808, Rz 18 ff.; vom 18.04.2012 - XI R 14/10, BFH/NV 2012, 1828, Rz 29 f., 35 ff.; vom 11.07.2012 - 
XI R 17/09, BFH/NV 2013, 266, Rz 40 f., 52 ff.; BFH-Beschlüsse vom 20.09.2012 - V B 109/11, BFH/NV 2013, 98; vom 
25.02.2014 - V B 75/13, BFH/NV 2014, 914; vom 18.07.2014 - XI B 37/14, BFH/NV 2014, 1779; vom 14.03.2017 - 
V B 109/16, BFH/NV 2017, 922), aber auch dort in keinem Fall ausgesprochen, dass andere innerhalb der 
Zuordnungsfrist objektiv erkennbar gewordene Beweisanzeichen zusätzlich innerhalb der Frist der Finanzverwaltung 
mitgeteilt werden müssten. Vielmehr hat er zum Teil andere, nicht dem Finanzamt mitgeteilte objektive 
Anhaltspunkte geprüft, aber jeweils für den konkreten Streitfall verneint, dass sich daraus eine rechtzeitige 
Zuordnung ergebe (vgl. auch BFH-Urteil vom 19.07.2011 - XI R 29/09, BFHE 234, 556, BStBl II 2012, 430, Rz 34). In 
allen Entscheidungen hat er außerdem darauf hingewiesen, dass sich eine Zuordnung auch aus anderen objektiven 
Beweisanzeichen ergeben kann.
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b) Die Finanzverwaltung hat sich dieser Rechtsprechung insoweit angeschlossen, als sie zwar grundsätzlich weiter 
auf die erstmögliche Voranmeldung abstellt, aber eine Dokumentation in der Umsatzsteuererklärung zulässt, "wenn 
frühere Anhaltspunkte für eine vollständige oder teilweise Zuordnung der bezogenen Leistung zum Unternehmen 
fehlen" (Abschn. 15.2c Abs. 16 Satz 3 und 4 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses --UStAE--). Bei Gegenständen, bei 
denen der Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1b UStG ausgeschlossen ist, verlangt sie hingegen eine gegenüber dem 
Finanzamt abgegebene schriftliche Erklärung, in welchem Umfang das Gebäude dem Unternehmen zugeordnet wird, 
wenn sich aus dem Umfang des geltend gemachten Vorsteuerabzugs nicht ergibt, mit welchem Anteil das Gebäude 
dem Unternehmen zugeordnet wurde (Abschn. 15.2c Abs. 18 Satz 3 UStAE).
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c) Zu den unionsrechtlichen Zweifeln im Hinblick auf die an die Dokumentation der Zuordnung zu stellenden 
Anforderungen (BFH-Beschluss in BFHE 266, 472, BStBl II 2021, 118, Rz 25 ff.) hat der EuGH im Urteil Finanzamt N 
(EU:C:2021:852) geantwortet:


"Art. 168 Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG ... ist dahin auszulegen, dass er 
nationalen Bestimmungen nicht entgegensteht, die von einem nationalen Gericht so ausgelegt werden, 
dass die zuständige nationale Steuerverwaltung den Vorsteuerabzug in Bezug auf einen Gegenstand unter 
der Annahme, dass dieser dem Privatvermögen des Steuerpflichtigen zugewiesen wurde, verweigern darf, 
wenn ein Steuerpflichtiger ein Wahlrecht hat, ob er einen Gegenstand dem Vermögen seines Unternehmens 
zuordnet, und diese Steuerverwaltung nicht spätestens bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe 
der Umsatzsteuer-Jahreserklärung in die Lage versetzt wurde, aufgrund einer ausdrücklichen Entscheidung 
oder hinreichender Anhaltspunkte eine solche Zuordnung des Gegenstands festzustellen, es sei denn, die 
besonderen rechtlichen Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnis lassen erkennen, dass sie nicht mit 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar ist."


d) Bei der Würdigung dieser Entscheidung ist zu beachten, dass der EuGH, wie sich aus den Rz 50 ff. ergibt, davon 
ausgegangen ist, dass nach dem nationalen Recht eine Verpflichtung des Steuerpflichtigen bestehe, seine 
Zuordnungsentscheidung spätestens bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung der Steuerverwaltung mitzuteilen.
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Dagegen erfordert die Dokumentation der Zuordnung keine Mitteilung gegenüber der Finanzbehörde. Dass innerhalb 
der Zuordnungsfrist nach außen hin erkennbar gewordene objektive Anhaltspunkte der Finanzbehörde nach 
Fristablauf nicht mehr mitgeteilt werden dürften, hat der BFH in keinem Fall entschieden. Soweit der BFH darauf 
abgestellt hat, dass keine "zeitnahe" Dokumentation der Zuordnungsentscheidung vorliege, wenn die 
Zuordnungsentscheidung dem FA erst nach Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist von Steuererklärungen mitgeteilt 
werde bzw. eine "zeitnahe" Dokumentation der Zuordnungsentscheidung nur dann vorliege, wenn diese bis zur 
gesetzlichen Abgabefrist für Steuererklärungen dem FA gegenüber abgegeben wurde (Leitsatz 3 und Rz 33 des BFH-
Urteils in BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76; Rz 18 des BFH-Urteils in BFH/NV 2012, 808; Rz 2 des BFH-Beschlusses 
vom 11.11.2011 - V B 19/10, BFH/NV 2012, 459, sowie Leitsatz 4 des BFH-Urteils in BFH/NV 2012, 1828), bezieht 
sich dies auf Fallgestaltungen, in denen sich keine Zuordnung aus anderen vor Ablauf der Zuordnungsfrist objektiv 
erkennbaren Anhaltspunkten ergab.
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Die so verstandene Frist ist auch verhältnismäßig. Dem Steuerpflichtigen wird dadurch der Vorsteuerabzug weder 
praktisch unmöglich gemacht noch übermäßig erschwert, weil er nach der ständigen Rechtsprechung des EuGH 
ohnehin beim Erwerb wählen muss, ob er als Steuerpflichtiger handelt, und dies eine materielle Voraussetzung für 
den Vorsteuerabzug ist (vgl. EuGH-Urteil Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 41 ff.).
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e) Danach steht --entgegen der Auffassung des FG-- dem Vorsteuerabzug des Klägers nicht entgegen, dass er seine 
im Jahr 2014 erfolgte Zuordnung zum Unternehmen erst am 29.02.2016 dem FA mitgeteilt hat. Die Vorentscheidung 
ist deshalb aufzuheben.
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3. Die Sache ist spruchreif im Sinne einer Klagestattgabe. Der Kläger hat --auch insoweit entgegen dem Urteil des 
FG-- sein Zuordnungswahlrecht bereits im Streitjahr dahingehend ausgeübt, dass er die Photovoltaikanlage voll 
seinem Unternehmen zugeordnet hat.
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a) Beim Erwerb eines gemischt (für unternehmerische und private Zwecke genutzten) Gegenstands hängt es von der 
Wahl des Steuerpflichtigen, in dieser Eigenschaft zu handeln, ab, ob das Mehrwertsteuersystem und damit der 
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Mechanismus des Vorsteuerabzugs zur Anwendung kommt (vgl. EuGH-Urteil Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 41). Die 
Zuordnung zum Unternehmen kommt dadurch zum Ausdruck, dass der Steuerpflichtige beim Erwerb des 
Gegenstands ganz oder teilweise als solcher handelt (vgl. bereits EuGH-Urteile Lennartz, EU:C:1991:315, Rz 15; 
Armbrecht, EU:C:1995:304, Rz 16 ff.; Bakcsi, EU:C:2001:136, Rz 24 und 29). Der Senat versteht daher die Begriffe 
"Zuordnung zum Unternehmen" und "Handeln als Steuerpflichtiger" synonym.


b) Ein Steuerpflichtiger handelt als solcher, wenn er für die Zwecke seiner wirtschaftlichen Tätigkeit (Art. 9 Abs. 1 
Unterabs. 2 MwStSystRL) handelt (vgl. EuGH-Urteil Klub vom 22.03.2012 - C-153/11, EU:C:2012:163, Rz 40).
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aa) Die durch objektive Anhaltspunkte gestützte Zuordnungsentscheidung des Unternehmers ist grundsätzlich bei 
Anschaffung, Herstellung oder Einlage des Gegenstands zu treffen (vgl. BFH-Urteil in BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 
76, Rz 23, m.w.N.; BFH-Beschlüsse in BFHE 266, 472, BStBl II 2021, 118, Rz 21 ff.; vom 10.02.2021 - XI B 24/20, 
BFH/NV 2021, 549, Rz 8). Eine sofortige Verwendung für die wirtschaftliche Tätigkeit ist nicht erforderlich (vgl. 
EuGH-Urteil Lennartz, EU:C:1991:315, Rz 14; Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 46).
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bb) Die Beurteilung, ob eine Zuordnung erfolgt ist, hat unter Berücksichtigung aller Gegebenheiten des Sachverhalts 
zu erfolgen, zu denen die Art der betreffenden Gegenstände und der zwischen dem Erwerb der Gegenstände und 
ihrer Verwendung für Zwecke der wirtschaftlichen Tätigkeiten des Steuerpflichtigen liegende Zeitraum gehören 
(EuGH-Urteile Baksci, EU:C:2001:136, Rz 29; Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 45; BFH-Urteil vom 31.01.2002 - 
V R 61/96, BFHE 197, 372, BStBl II 2003, 813, Rz 27). Eine entsprechende Absicht muss nicht ausdrücklich mitgeteilt 
werden (EuGH-Urteil Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 44), sondern kann auch "implizit" (konkludent) zum Ausdruck 
kommen (vgl. EuGH-Urteile Gmina Ryjewo vom 25.07.2018 - C-140/17, EU:C:2018:595, Rz 47; EuGH-Urteil Finanzamt 
N, EU:C:2021:852, Rz 43). Die Feststellung im Einzelfall obliegt dem nationalen Gericht (vgl. EuGH-Urteil Finanzamt 
N, EU:C:2021:852, Rz 42).
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cc) Als objektive Anhaltspunkte für eine ausdrückliche oder konkludente Zuordnung zum Unternehmen können 
neben der Geltendmachung oder Nichtgeltendmachung des Vorsteuerabzugs (vgl. bereits BFH-Beschluss in BFHE 
266, 472, BStBl II 2021, 118, Rz 22, m.w.N.; EuGH-Urteil Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 48 und 49) auch andere 
Beweisanzeichen herangezogen werden: So kann zu berücksichtigen sein, ob der Unternehmer bei An- und Verkauf 
des gemischt genutzten Gegenstands unter seinem Firmennamen auftritt (vgl. BFH-Urteile vom 11.11.1993 - 
V R 52/91, BFHE 173, 239, BStBl II 1994, 335, Rz 14; vom 17.09.1998 - V R 27/96, BFH/NV 1999, 832, Rz 14), ob er 
den Gegenstand betrieblich oder privat versichert hat (BFH-Urteil in BFHE 197, 372, BStBl II 2003, 813, unter 
II.2.b cc) oder wie er den Gegenstand bilanziell bzw. ertragsteuerrechtlich behandelt hat (vgl. BFH-Urteile vom 
25.03.1988 - V R 101/83, BFHE 153, 171, BStBl II 1988, 649; vom 17.12.2008 - XI R 64/06, BFH/NV 2009, 798; in 
BFHE 234, 531, BStBl II 2014, 81, Rz 23; in BFH/NV 2013, 266, Rz 37; BFH-Beschluss in BFHE 266, 472, BStBl II 
2021, 118, Rz 22). Einen Nachweis durch Zeugenbeweis oder Parteivernehmung hat der BFH hingegen abgelehnt 
(vgl. BFH-Urteil in BFH/NV 2009, 798, Rz 43).
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dd) Gibt es keine objektiv erkennbaren Anhaltspunkte für eine Zuordnung zum Unternehmen, kann diese nicht 
unterstellt werden (vgl. BFH-Urteil in BFHE 234, 519, BStBl II 2014, 76; BFH-Beschluss in BFHE 266, 472, BStBl II 
2021, 118, Rz 23).
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c) Im Streitfall ist nach diesen Grundsätzen bereits im Streitjahr die Zuordnung in vollem Umfang dokumentiert 
erfolgt.
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aa) Die erforderliche Dokumentation liegt dem Grunde nach vor.37







Denn der EuGH hat in Rz 48 des Urteils Finanzamt N (EU:C:2021:852) darauf hingewiesen, dass die Tatsache, dass im 
Lauf des Jahres, in dem eine Photovoltaikanlage erworben und installiert wurde, ein Vertrag über den Weiterverkauf 
des von dieser Anlage erzeugten Stroms abgeschlossen wurde, ein Indiz dafür darstellen kann, dass diese einer 
wirtschaftlichen Tätigkeit zugeordnet ist, sofern die Bedingungen für diesen Weiterverkauf denen entsprechen, die 
Unternehmern und nicht Privatpersonen angeboten werden (vgl. auch Ulbrich, Der Umsatz-Steuer-Berater 2020, 114, 
118).
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Der Senat teilt nach erneuter Überprüfung diese Auffassung; denn soweit die wirtschaftliche Tätigkeit des 
Unternehmers die Nutzung eines Gegenstands zur Ausführung der Umsätze notwendigerweise voraussetzt, setzt der 
Verzicht auf die Anwendung der Kleinunternehmerregelung des § 19 UStG --ebenso wie eine wirksame Ausübung der 
Option zur Umsatzsteuerpflicht-- voraus, dass der Gegenstand dem Unternehmen zuvor zugeordnet und damit 
Gegenstand des Mehrwertsteuersystems geworden ist (vgl. BFH-Urteil in BFH/NV 2013, 266, Rz 56; zur zeitnahen 
steuerpflichtigen Weiterlieferung als Zuordnung vgl. BFH-Urteil vom 27.07.1995 - V R 44/94, BFHE 178, 482, BStBl II 
1995, 853, unter II.1.b a.E.).


39


Gemessen daran liegt im Streitfall eine Zuordnung vor; denn der Kläger hat mit X in dem bereits im Streitjahr 
abgeschlossenen Einspeisevertrag vereinbart, dass seine Stromlieferungen umsatzsteuerpflichtig erfolgen sollen, so 
dass bereits bei Erwerb der Photovoltaikanlage objektiv erkennbar die Absicht bestand, diese als Unternehmer für 
eine wirtschaftliche Tätigkeit verwenden zu wollen. Die Bedingungen des Einspeisevertrags entsprechen denen, die 
Unternehmern und nicht Privatpersonen angeboten werden. Daraus ergibt sich, dass der Kläger bereits bei Erwerb 
der Photovoltaikanlage als Steuerpflichtiger handeln wollte und gehandelt hat.
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bb) Diese Zuordnung erfolgte in vollem Umfang und nicht nur teilweise.41


Aus der Vorabentscheidung ergibt sich, dass die konkludente (implizite) Zuordnung durch Abschluss des 
Einspeisevertrags vom 25.09./26.09.2014 als Indiz nach Auffassung des EuGH die Photovoltaikanlage insgesamt 
erfasst (vgl. EuGH-Urteil Finanzamt N, EU:C:2021:852, Rz 48).
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Dieser Sichtweise pflichtet der erkennende Senat nach Auslegung des Einspeisevertrags, auf den das FG in seinem 
Urteil konkret Bezug genommen hat und dessen Inhalt deshalb festgestellt ist (§ 105 Abs. 3 Satz 2 FGO; vgl. BFH-
Urteile vom 03.12.2019 - X R 6/18, BFHE 267, 346, BStBl II 2021, 77, Rz 35; vom 04.02.2020 - IX R 18/19, BFH/NV 
2020, 867, Rz 23), bei; denn der Kläger ist nach § 2 Abs. 1 des Einspeisevertrags berechtigt, die gesamte elektrische 
Energie, die in seiner Stromerzeugungsanlage erzeugt wird, in das Netz des Netzbetreibers einzuspeisen. Dies 
schließt es aus, im Wege der Auslegung des Einspeisevertrags von einer nur anteiligen Zuordnung durch den Kläger 
auszugehen.
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d) Der Vorsteuerabzug des Klägers ist nicht nach § 15 Abs. 1b UStG beschränkt, weil Photovoltaikanlagen --jedenfalls 
im Streitjahr-- von ihm grundsätzlich nicht erfasst waren (vgl. Abschn. 15.6a Abs. 3 Satz 3 UStAE; Fleckenstein-
Weiland in Wäger, UStG, 2. Aufl., § 15 Rz 243; s. dazu auch BFH-Urteil vom 28.08.2014 - V R 7/14, BFHE 246, 569, 
BStBl II 2015, 682, Rz 15 f.; EuGH-Urteil Finanzamt Freistadt Rohrbach Urfahr vom 20.06.2013 - C-219/12, 
EU:C:2013:413, Rz 22, 24 und 26 ff.; Schlussanträge der Generalanwältin Sharpston vom 07.03.2013 in der 
Rechtssache C-219/12, Finanzamt Freistadt Rohrbach Urfahr, EU:C:2013:152, Rz 34 und 36; Schlussanträge des 
Generalanwalts Mengozzi vom 29.06.2017 in der Rechtssache C-303/16, Solar Electric Martinique, EU:C:2017:507, 
Rz 94; BFH-Beschluss vom 26.05.2021 - V R 22/20, BFHE 273, 351, Rz 19; Klenk, Umsatzsteuer-Rundschau 2014, 
179, 183 ff.; Frye in Rau/Dürrwächter, Umsatzsteuergesetz, § 15a Rz 314; a.A. möglicherweise Schlussanträge des 
Generalanwalts Tanchev vom 20.05.2021 in der Rechtssache C-45/20, Finanzamt N, EU:C:2021:417, Rz 35).


44







  Download als PDF [www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/pdf/STRE202210105?
type=1646225765]


Von der seit 2010 (auch) in Bezug auf Photovoltaikanlagen bestehenden Möglichkeit des Art. 168a Abs. 2 
MwStSystRL (vgl. dazu Schlussanträge der Generalanwältin Sharpston vom 07.03.2013 in der Rechtssache C-219/12, 
Finanzamt Freistadt Rohrbach Urfahr, EU:C:2013:152, Rz 41) hat die Bundesrepublik Deutschland keinen Gebrauch 
gemacht.
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e) Gleichzeitig ist die durch Änderungsbescheid vom 27.03.2017 aus der Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer 
herausgenommene unentgeltliche Entnahme des selbstverbrauchten Stroms aufgrund der Gewährung des vollen 
Vorsteuerabzugs wieder der Umsatzsteuer zu unterwerfen. Deren Bemessungsgrundlage hat der Kläger gemäß dem 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 19.09.2014 (BStBl I 2014, 1287, Tz. II.4.) berechnet, ohne dass 
die Prüferin oder das FA Einwendungen gegen seine Berechnung erhoben hätten.


46


4. Als Folge sind die Vorentscheidung, die Einspruchsentscheidung vom 18.05.2017 sowie die Änderungsbescheide 
vom 30.11.2016 und 27.03.2017 ersatzlos aufzuheben, so dass der Umsatzsteuerbescheid vom 06.09.2016 wieder 
wirksam wird.
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5. Ob seit der Einfügung des § 149 Abs. 3 AO i.d.F. des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vom 
18.07.2016 (BGBl I 2016, 1679, BStBl I 2016, 694) zum 01.01.2017 aus Gründen der Gleichbehandlung bei allen 
Steuerpflichtigen die Zuordnungsfrist erst zu dem in ihm genannten Zeitpunkt abläuft (a.A. Abschn. 15.2c Abs. 16 
Satz 5 UStAE: 31. Juli des Folgejahres), bedarf im Streitfall, der das Streitjahr 2014 betrifft, noch keiner Entscheidung.
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6. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.49


7. Der Senat entscheidet mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Verhandlung durch Urteil (§ 90 Abs. 2, 
§ 121 Satz 1 FGO). Er hat die Entscheidung in einer Videokonferenz unter den hierfür von der BFH-Rechtsprechung 
(Urteil vom 10.02.2021 - IV R 35/19, BFHE 272, 152) aufgestellten Voraussetzungen getroffen.
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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Achte Kammer)


14. Oktober 2021(*)


„Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art. 167, Art. 168 Buchst. a, Art. 250 und Art. 252
– Vorsteuerabzug – Grundstück – Arbeitszimmer – Photovoltaikanlage – Zuordnungsentscheidung, die ein Recht auf
Vorsteuerabzug eröffnet – Mitteilung der Zuordnungsentscheidung – Ausschlussfrist für die Ausübung des Rechts auf
Vorsteuerabzug – Vermutung der Zuordnung zum Privatvermögen des Steuerpflichtigen bei fehlender Mitteilung der


Zuordnungsentscheidung – Grundsatz der Neutralität – Grundsatz der Rechtssicherheit – Grundsätze der Äquivalenz und der
Verhältnismäßigkeit“


In den verbundenen Rechtssachen C‑45/20 und C‑46/20


betreffend  zwei  Vorabentscheidungsersuchen  nach  Art.  267  AEUV,  eingereicht  vom  Bundesfinanzhof  (Deutschland)  mit
Entscheidungen vom 18. September 2019, beim Gerichtshof eingegangen am 29. Januar 2020, in den Verfahren


E


gegen


Finanzamt N (C‑45/20)


und


Z


gegen


Finanzamt G (C‑46/20)


erlässt


DER GERICHTSHOF (Achte Kammer)


unter  Mitwirkung  der  Präsidentin  der  Zweiten  Kammer  A.  Prechal  (Berichterstatterin)  in  Wahrnehmung  der  Aufgaben  des
Präsidenten der Achten Kammer sowie der Richter J. Passer und N. Wahl,


Generalanwalt: E. Tanchev,


Kanzler: A. Calot Escobar,


aufgrund des schriftlichen Verfahrens,


unter Berücksichtigung der Erklärungen


–        von E, vertreten durch Rechtsanwalt H. Weiss,


–        des Finanzamts N, vertreten durch B. Krimmel als Bevollmächtigte,


–        der deutschen Regierung, vertreten durch J. Möller, S. Eisenberg und S. Heimerl als Bevollmächtigte,


–        der Europäischen Kommission, vertreten durch J. Jokubauskaitė und R. Pethke als Bevollmächtigte,


nach Anhörung der Schlussanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 20. Mai 2021


folgendes


Urteil


1        Die Vorabentscheidungsersuchen betreffen die Auslegung der Art. 167 und 168 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates
vom 28.  November  2006 über  das  gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl.  2006,  L 347,  S.  1)  in  der  durch die  Richtlinie
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2009/162/EU  des  Rates  vom  22.  Dezember  2009  (ABl.  2010,  L  10,  S.  14)  geänderten  Fassung  (im  Folgenden:
Mehrwertsteuerrichtlinie).


2        Sie ergehen im Rahmen von zwei Rechtsstreitigkeiten zwischen E und dem Finanzamt N (Deutschland) – in der Rechtssache
C‑45/20  –  und  zwischen  Z  und  dem  Finanzamt  G  (Deutschland)  –  in  der  Rechtssache  C‑46/20.  Gegenstand  dieser
Rechtsstreitigkeiten ist die Weigerung dieser Finanzämter, den von E und Z geltend gemachten Vorsteuerabzug anzuerkennen, da
bis  zum  Ablauf  der  gesetzlichen  Abgabefrist  für  die  Umsatzsteuer-Jahreserklärung  keine  für  die  Finanzämter  erkennbare
Zuordnungsentscheidung abgegeben wurde.


Rechtlicher Rahmen


Unionsrecht


3        In Art. 2 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie heißt es:


„Der Mehrwertsteuer unterliegen folgende Umsätze:


a)      Lieferungen von Gegenständen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Gebiet eines Mitgliedstaats gegen Entgelt tätigt;


…


c)      Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Gebiet eines Mitgliedstaats gegen Entgelt erbringt;


…“


4        Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie bestimmt:


„Als  ‚Steuerpflichtiger‘  gilt,  wer eine  wirtschaftliche  Tätigkeit  unabhängig  von ihrem Ort,  Zweck und Ergebnis selbstständig
ausübt.


Als  ‚wirtschaftliche  Tätigkeit‘  gelten  alle  Tätigkeiten  eines  Erzeugers,  Händlers  oder  Dienstleistenden  einschließlich  der
Tätigkeiten der Urproduzenten, der Landwirte sowie der freien Berufe und der diesen gleichgestellten Berufe. Als wirtschaftliche
Tätigkeit gilt insbesondere die Nutzung von körperlichen oder nicht körperlichen Gegenständen zur nachhaltigen Erzielung von
Einnahmen.“


5        Art. 63 der Richtlinie lautet:


„Steuertatbestand und Steueranspruch treten zu dem Zeitpunkt ein,  zu dem die Lieferung von Gegenständen bewirkt  oder  die
Dienstleistung erbracht wird.“


6        Nach Art. 167 der Richtlinie entsteht das „Recht auf Vorsteuerabzug …, wenn der Anspruch auf die abziehbare Steuer entsteht“.


7        In Art. 168 der Mehrwertsteuerrichtlinie heißt es:


„Soweit  die  Gegenstände  und  Dienstleistungen  für  die  Zwecke  seiner  besteuerten  Umsätze  verwendet  werden,  ist  der
Steuerpflichtige berechtigt, in dem Mitgliedstaat, in dem er diese Umsätze bewirkt, vom Betrag der von ihm geschuldeten Steuer
folgende Beträge abzuziehen:


a)      die in diesem Mitgliedstaat geschuldete oder entrichtete Mehrwertsteuer für Gegenstände und Dienstleistungen, die ihm von
einem anderen Steuerpflichtigen geliefert bzw. erbracht wurden oder werden;


…“


8        Art. 168a der Richtlinie bestimmt:


„(1)      Soweit ein dem Unternehmen zugeordnetes Grundstück vom Steuerpflichtigen sowohl für unternehmerische Zwecke als
auch für seinen privaten Bedarf oder den seines Personals oder allgemein für unternehmensfremde Zwecke verwendet wird, darf
bei Ausgaben im Zusammenhang mit diesem Grundstück höchstens der Teil der Mehrwertsteuer nach den Grundsätzen der Artikel
167,  168,  169  und  173  abgezogen  werden,  der  auf  die  Verwendung  des  Grundstücks  für  unternehmerische  Zwecke  des
Steuerpflichtigen entfällt.


Ändert sich der Verwendungsanteil eines Grundstücks nach Unterabsatz 1, so werden diese Änderungen abweichend von Artikel 26
nach den in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Vorschriften zur Anwendung der in den Artikeln 184 bis 192 festgelegten
Grundsätze berücksichtigt.


(2)       Die  Mitgliedstaaten  können Absatz  1  auch auf  die  Mehrwertsteuer  auf  Ausgaben im  Zusammenhang  mit  von  ihnen
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definierten sonstigen Gegenständen anwenden, die dem Unternehmen zugeordnet sind.“


9        Art. 179 Abs. 1 der Richtlinie lautet:


„Der  Vorsteuerabzug  wird  vom  Steuerpflichtigen  global  vorgenommen,  indem  er  von  dem  Steuerbetrag,  den  er  für  einen
Steuerzeitraum schuldet, den Betrag der Mehrwertsteuer absetzt, für die während des gleichen Steuerzeitraums das Abzugsrecht
entstanden ist und gemäß Artikel 178 ausgeübt wird.“


10      Nach den Art. 180 und 182 der Richtlinie können die Mitgliedstaaten einem Steuerpflichtigen gestatten, einen Vorsteuerabzug
vorzunehmen,  der  nicht  gemäß  den  Art.  178  und  179  vorgenommen wurde.  In  diesem Fall  legen  sie  die  Bedingungen  und
Einzelheiten fest.


11      Art. 250 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie bestimmt:


„Jeder Steuerpflichtige hat eine Mehrwertsteuererklärung abzugeben, die alle für die Festsetzung des geschuldeten Steuerbetrags
und der vorzunehmenden Vorsteuerabzüge erforderlichen Angaben enthält, gegebenenfalls einschließlich des Gesamtbetrags der für
diese Steuer und Abzüge maßgeblichen Umsätze sowie des Betrags der steuerfreien Umsätze, soweit dies für die Feststellung der
Steuerbemessungsgrundlage erforderlich ist.“


12      Art. 252 der Richtlinie lautet:


(1)      Die Mehrwertsteuererklärung ist innerhalb eines von den einzelnen Mitgliedstaaten festzulegenden Zeitraums abzugeben.
Dieser Zeitraum darf zwei Monate nach Ende jedes einzelnen Steuerzeitraums nicht überschreiten.


(2)      Der Steuerzeitraum kann von den Mitgliedstaaten auf einen, zwei oder drei Monate festgelegt werden.


Die Mitgliedstaaten können jedoch andere Zeiträume festlegen, sofern diese ein Jahr nicht überschreiten.“


13      Art. 261 Abs. 1 der Richtlinie bestimmt:


„Die  Mitgliedstaaten  können  von  dem  Steuerpflichtigen  verlangen,  dass  er  eine  Erklärung  über  sämtliche  Umsätze  des
vorangegangenen Jahres mit allen in den Artikeln 250 und 251 genannten Angaben abgibt. Diese Erklärung muss alle Angaben
enthalten, die für etwaige Berichtigungen von Bedeutung sind.“


14      Art. 273 der Richtlinie lautet:


„Die  Mitgliedstaaten  können  vorbehaltlich  der  Gleichbehandlung  der  von  Steuerpflichtigen  bewirkten  Inlandsumsätze  und
innergemeinschaftlichen Umsätze weitere Pflichten vorsehen, die sie für erforderlich erachten, um eine genaue Erhebung der Steuer
sicherzustellen und um Steuerhinterziehung zu vermeiden, sofern diese Pflichten im Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten
nicht zu Formalitäten beim Grenzübertritt führen.


Die Möglichkeit nach Absatz 1 darf nicht dazu genutzt werden, zusätzlich zu den in Kapitel 3 genannten Pflichten weitere Pflichten
in Bezug auf die Rechnungsstellung festzulegen.“


Deutsches Recht


15       In  §  15  („Vorsteuerabzug“)  des  Umsatzsteuergesetzes  vom  21.  Februar  2005  (BGBl.  2005  I  S.  386)  in  seiner  auf  die
Rechtsstreitigkeiten des Ausgangsverfahrens anwendbaren Fassung (im Folgenden: UStG) heißt es:


„(1)      Der Unternehmer kann die folgenden Vorsteuerbeträge abziehen:


1.      die gesetzlich geschuldete Steuer für Lieferungen und sonstige Leistungen, die von einem anderen Unternehmer für sein
Unternehmen ausgeführt worden sind. …


…


Nicht  als  für  das  Unternehmen  ausgeführt  gilt  die  Lieferung,  die  Einfuhr  oder  der  innergemeinschaftliche  Erwerb  eines
Gegenstands, den der Unternehmer zu weniger als 10 Prozent für sein Unternehmen nutzt.


…


(1b)      Verwendet der Unternehmer ein Grundstück sowohl für Zwecke seines Unternehmens als auch für Zwecke, die außerhalb
des Unternehmens liegen, oder für den privaten Bedarf seines Personals, ist die Steuer für die Lieferungen, die Einfuhr und den
innergemeinschaftlichen  Erwerb  sowie  für  die  sonstigen  Leistungen  im  Zusammenhang  mit  diesem  Grundstück  vom
Vorsteuerabzug ausgeschlossen, soweit sie nicht auf die Verwendung des Grundstücks für Zwecke des Unternehmens entfällt. …“


16      Art. 18 („Besteuerungsverfahren“) Abs. 3 UStG bestimmt:
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„Der Unternehmer hat für das Kalenderjahr oder für den kürzeren Besteuerungszeitraum eine Steuererklärung … zu übermitteln, in
der er die zu entrichtende Steuer oder den Überschuss, der sich zu seinen Gunsten ergibt, nach § 16 Absatz 1 bis 4 und § 17 selbst
zu berechnen hat (Steueranmeldung). …“


17      In § 149 („Abgabe der Steuererklärungen“) der Abgabenordnung (BGBl. 2002 I S. 3866) in ihrer auf die Rechtsstreitigkeiten des
Ausgangsverfahrens anwendbaren Fassung (im Folgenden: AO) heißt es:


„(1)      Die Steuergesetze bestimmen, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet ist. …


(2)      Soweit  die  Steuergesetze nichts  anderes  bestimmen,  sind Steuererklärungen,  die  sich auf  ein  Kalenderjahr oder  einen
gesetzlich bestimmten Zeitpunkt beziehen, spätestens fünf Monate danach abzugeben. …“


Ausgangsverfahren und Vorlagefragen


18      Der Sachverhalt in der Rechtssache C‑45/20 lässt sich wie folgt zusammenfassen. E betreibt ein Gerüstbauunternehmen. Im Jahr
2014 beauftragte er ein Architektenbüro mit der Erstellung von Bauplänen für ein Einfamilienhaus. Nach diesen Plänen sollte das
Haus eine Gesamtnutzfläche von 149,75 m2 haben und im Erdgeschoss ein Zimmer mit der Bezeichnung „Arbeiten“ mit einer
Fläche von 16,57 m2 beinhalten.  Die Rechnungen in  Bezug auf den Bau dieses  Hauses  wurden zwischen Oktober  2014 und
November 2015 erstellt.


19      In seiner Umsatzsteuer-Jahreserklärung für das Jahr 2015, die am 28. September 2016 beim Finanzamt N einging, machte E
erstmals ein Recht auf Vorsteuerabzug für die Errichtung dieses Arbeitszimmers geltend. Nach einer Steuerprüfung lehnte das
Finanzamt  N  diesen  Abzug  ab.  Der  Einspruch  von  E  gegen  diese  Ablehnung  wurde  zurückgewiesen.  Die  gegen  diese
Einspruchsentscheidung von E beim Sächsischen Finanzgericht  (Deutschland) erhobene Klage wurde abgewiesen. Das Gericht
begründete  seine  Entscheidung  im  Wesentlichen  damit,  dass  die  Zuordnung  des  betreffenden  Gegenstands  zum
Unternehmensvermögen nach dem 31. Mai 2016 erfolgt sei, dem Tag, an dem gemäß § 149 Abs. 2 AO die Frist für die Abgabe der
Umsatzsteuer-Jahreserklärung für das Jahr 2015 abgelaufen sei.


20      Zum Sachverhalt in der Rechtssache C‑46/20 ist Folgendes festzustellen. Im Jahr 2014 erwarb Z eine Photovoltaikanlage. Den von
ihr  erzeugten  Strom  verbrauchte  er  teilweise  selbst,  teilweise  verkaufte  er  ihn  an  einen  Energieversorger  weiter.  Der
Einspeisevertrag zwischen Z und diesem Energieversorger wurde im selben Jahr abgeschlossen und sah eine Vergütung zuzüglich
Umsatzsteuer  vor.  Am 29.  Februar 2016 reichte Z  beim Finanzamt G eine  Umsatzsteuer-Jahreserklärung für 2014 ein.  Darin
machte er zum ersten Mal Abzüge geltend, die im Wesentlichen die ausgewiesene Vorsteuer in einer Rechnung vom 11. September
2014 über die Lieferung und Installation seiner Photovoltaikanlage betrafen. Nach einer Steuerprüfung lehnte das Finanzamt G
diesen Vorsteuerabzug ab, da Z nicht bis zum 31. Mai 2015, gemäß § 149 Abs. 2 AO dem Tag des Ablaufs der Frist für die Abgabe
der  Umsatzsteuer-Jahreserklärung,  die  Entscheidung  getroffen  habe,  diesen  Gegenstand  seinem  Unternehmensvermögen
zuzuordnen. Der Einspruch von Z gegen diese Ablehnung wurde zurückgewiesen. Die gegen diese Einspruchsentscheidung von Z
beim Finanzgericht Baden-Württemberg (Deutschland) erhobene Klage wurde abgewiesen.


21      E und Z legten beim vorlegenden Gericht,  dem Bundesfinanzhof (Deutschland),  jeweils Revision ein,  mit  der sie  beide im
Wesentlichen  geltend  machen,  dass  die  Steuerverwaltung  verpflichtet  gewesen  sei,  Umstände  zu  berücksichtigen,  die  ihre
Entscheidung dokumentierten,  gemischt genutzte Gegenstände dem Vermögen ihres jeweiligen Unternehmens zuzuordnen, wie
Baupläne,  in  denen  die  Nutzung eines  Zimmers  als  Arbeitszimmer  ausgewiesen werde,  oder  die  tatsächliche  Nutzung dieser
Gegenstände für die Zwecke der Unternehmenstätigkeit. Des Weiteren sei die von der Rechtsprechung des vorlegenden Gerichts
aufgestellte Voraussetzung, dass innerhalb der Frist gemäß § 149 Abs. 2 AO die Entscheidung, dass gemischt genutzte Gegenstände
dem Vermögen des Unternehmens zugeordnet werden, dokumentiert wird, im Hinblick auf die Erkenntnisse aus dem Urteil vom
25. Juli 2018, Gmina Ryjewo (C‑140/17, EU:C:2018:595), nicht aufrechtzuerhalten.


22      Das vorlegende Gericht vertritt im Einklang mit seiner Rechtsprechung die Auffassung, dass die Revisionen von E und Z nach
nationalem Recht unbegründet seien, da die Dokumentation der Entscheidung, das Gebäude von E bzw. die Photovoltaikanlage von
Z teilweise dem Vermögen ihres jeweiligen Unternehmens zuzuordnen, den zuständigen Finanzämtern nicht vor Ablauf der Frist
gemäß § 149 Abs. 2 AO für die Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung mitgeteilt worden sei. Nach den Kriterien, die es in
seiner Rechtsprechung entwickelt habe, sei der sich aus diesen Zuordnungen ergebende Steuerabzug nur dann zulässig, wenn diese
Mitteilung innerhalb der genannten Frist erfolgt sei.


23      Das vorlegende Gericht fragt sich jedoch, ob seine Auslegung des nationalen Rechts mit dem Unionsrecht und insbesondere mit
dem Urteil vom 25. Juli 2018, Gmina Ryjewo (C‑140/17, EU:C:2018:595), vereinbar ist.


24      Erstens möchte das vorlegende Gericht wissen, ob ein Mitgliedstaat in Anbetracht des Fehlens unionsrechtlicher Vorschriften, die
die  Art  und  Weise  sowie  den  Zeitpunkt  der  Übermittlung  der  Dokumentation  einer  Zuordnungsentscheidung  zum
Unternehmensvermögen regeln, verlangen kann, dass eine solche Entscheidung unter Androhung der Verwirkung innerhalb einer
verhältnismäßig kurzen Frist, wie sie in § 149 Abs. 2 AO vorgesehen ist, mitgeteilt wird.


25      Nach Ansicht des vorlegenden Gerichts kann die Vereinbarkeit dieses Erfordernisses mit dem Unionsrecht darauf gestützt werden,
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dass  die  Ausübung  des  Zuordnungswahlrechts  zu  den  materiellen  Voraussetzungen  des  Rechts  auf  Vorsteuerabzug  gehört.
Außerdem sei  es  angesichts  der  Regelungslücke,  die  durch  die  Mehrwertsteuerrichtlinie  verbleibe,  und  des  Grundsatzes  der
Rechtssicherheit gerechtfertigt, dass ein Mitgliedstaat eine Frist für die Dokumentation der Zuordnungsentscheidung festlege. Des
Weiteren falle  diese Festlegung in  die  Regelungsbefugnis,  die den Mitgliedstaaten durch die Bestimmungen von Titel  XI der
Mehrwertsteuerrichtlinie in Bezug auf die formellen Voraussetzungen für die Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug verliehen
worden sei.


26      Das vorlegende Gericht ist jedoch der Ansicht, dass der Gerichtshof, obwohl der Sachverhalt, der dem Urteil vom 25. Juli 2018,
Gmina  Ryjewo  (C‑140/17,  EU:C:2018:595),  zugrunde  liege,  sich  von  denen  der  vorliegenden  verbundenen  Rechtssachen
unterscheide, in diesem Urteil mehrere Indizien für das vorsteuerabzugsbegründende Handeln als Steuerpflichtiger angeführt habe,
die nicht zwingend den Finanzbehörden zeitnah zur Kenntnis gelangten. Ferner könnte aus diesem Urteil abgeleitet werden, dass
das Erfordernis einer zeitnahen Zuordnungsentscheidung gegen den Neutralitätsgrundsatz verstieße.


27      Zweitens fragt sich das vorlegende Gericht, welche Folgen die Nichteinhaltung dieser Frist hat. Nach Ansicht dieses Gerichts ließe
sich die Auffassung vertreten, dass eine Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen nicht dargetan sei, wenn es keine für die
Finanzbehörden erkennbaren Beweisanzeichen gebe, dass der Steuerpflichtige eine solche Zuordnung vorgenommen habe. Dann
bestünde  eine  Vermutung  dafür,  dass  alle  Gegenstände,  die  der  Steuerpflichtige  nicht  ausdrücklich  dem  Vermögen  seines
Unternehmens zugewiesen habe, seinem Privatvermögen zuzurechnen seien. Jedoch ergebe sich aus dem Urteil vom 25. Juli 2018,
Gmina Ryjewo (C‑140/17, EU:C:2018:595), auch, dass das Fehlen einer Erklärung über die Zuordnung nicht ausschließe, dass
diese Absicht implizit zum Ausdruck kommen könne, und dass der Frage, ob ein Handeln als Steuerpflichtiger vorliege, ein weites
Verständnis dieses Begriffs zugrunde zu legen sei. Auf der Grundlage dieser Erwägungen könnte geltend gemacht werden, dass
eine Vermutung für einen „Erwerb als Steuerpflichtiger“ bestehe, wenn ein Unternehmer einen Gegenstand erwerbe, der seiner Art
nach  grundsätzlich  auch  unternehmerisch  genutzt  werden  könne  und  den  der  Unternehmer  nicht  ausschließlich  seinem
Unternehmen zugeordnet habe.


28       Unter  diesen  Umständen  hat  der  Bundesfinanzhof  das  Verfahren  ausgesetzt  und  dem Gerichtshof  folgende,  in  den  beiden
verbundenen Rechtssachen gleichlautende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:


1.      Steht Art. 168 Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Mehrwertsteuerrichtlinie einer nationalen Rechtsprechung entgegen,
nach der  das  Recht auf  Vorsteuerabzug in  den Fällen,  in  denen ein Zuordnungswahlrecht  beim Leistungsbezug besteht,
ausgeschlossen ist, wenn bis zum Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist für die Umsatzsteuer-Jahreserklärung keine für die
Finanzbehörden erkennbare Zuordnungsentscheidung abgegeben wurde?


2.      Steht Art. 168 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie einer nationalen Rechtsprechung entgegen, nach der eine Zuordnung
zum privaten Bereich unterstellt wird beziehungsweise eine dahin gehende Vermutung besteht, wenn keine (ausreichenden)
Indizien für eine unternehmerische Zuordnung vorliegen?


Zu den Vorlagefragen


29      Mit seinen beiden Fragen, die zusammen zu prüfen sind, möchte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 168
Buchst.  a  in  Verbindung  mit  Art.  167  der  Mehrwertsteuerrichtlinie  dahin  auszulegen  ist,  dass  er  nationalen  Bestimmungen
entgegensteht,  die  von  einem  nationalen  Gericht  so  ausgelegt  werden,  dass  die  zuständige  nationale  Steuerverwaltung  den
Vorsteuerabzug  in  Bezug  auf  einen  Gegenstand  unter  der  Annahme,  dass  dieser  dem  Privatvermögen  des  Steuerpflichtigen
zugewiesen wurde, verweigern darf, wenn ein Steuerpflichtiger ein Wahlrecht hat, ob er einen Gegenstand dem Vermögen seines
Unternehmens zuordnet, und diese Steuerverwaltung nicht spätestens bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der
Umsatzsteuer-Jahreserklärung  in  die  Lage  versetzt  wurde,  aufgrund  einer  ausdrücklichen  Entscheidung  oder  hinreichender
Anhaltspunkte eine solche Zuordnung des Gegenstands festzustellen.


30      Zur Beantwortung dieser Frage sind in einem ersten Schritt die Voraussetzungen zu bestimmen, unter denen ein Steuerpflichtiger
berechtigt ist, zu entscheiden, einen Gegenstand dem Vermögen seines Unternehmens zuzuordnen. In einem zweiten Schritt ist zu
prüfen, unter welchen Voraussetzungen die zuständige nationale Behörde den Vorsteuerabzug verweigern kann, wenn ihr diese
Entscheidung nicht bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung mitgeteilt worden ist.


31      Was erstens die Voraussetzungen betrifft, unter denen ein Steuerpflichtiger berechtigt ist, zu entscheiden, einen Gegenstand dem
Vermögen seines Unternehmens zuzuordnen, ist  darauf hinzuweisen, dass nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs das
Recht der Steuerpflichtigen, von der von ihnen geschuldeten Mehrwertsteuer die Mehrwertsteuer abzuziehen, die für die von ihnen
erworbenen  Gegenstände  und  empfangenen  Dienstleistungen  als  Vorsteuer  geschuldet  wird  oder  entrichtet  wurde,  ein
fundamentaler Grundsatz des durch das Unionsrecht geschaffenen gemeinsamen Mehrwertsteuersystems ist (Urteil vom 18. März
2021, A. [Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug], C‑895/19, EU:C:2021:216, Rn. 32 und die dort angeführte Rechtsprechung).
Dieses  in  den  Art.  167  ff.  der  Mehrwertsteuerrichtlinie  geregelte  Recht  ist  integraler  Bestandteil  des  Mechanismus  der
Mehrwertsteuer  und  kann  grundsätzlich  nicht  eingeschränkt  werden  (Urteil  vom  21.  März  2018,  Volkswagen,  C‑533/16,
EU:C:2018:204, Rn. 39 und die dort angeführte Rechtsprechung).


32       Durch  die  Regelung  über  den  Vorsteuerabzug  soll  der  Steuerpflichtige  vollständig  von  der  im  Rahmen  seiner  gesamten


5 von 10







wirtschaftlichen Tätigkeit geschuldeten oder entrichteten Mehrwertsteuer entlastet werden. Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem
gewährleistet auf diese Weise die Neutralität hinsichtlich der steuerlichen Belastung aller wirtschaftlichen Tätigkeiten unabhängig
von ihrem Zweck oder ihrem Ergebnis, sofern diese Tätigkeiten selbst grundsätzlich der Mehrwertsteuer unterliegen (Urteil vom
18.  März  2021,  A.  [Ausübung  des  Rechts  auf  Vorsteuerabzug],  C‑895/19,  EU:C:2021:216,  Rn.  33  und  die  dort  angeführte
Rechtsprechung).


33       Das  Recht  auf  Vorsteuerabzug  ist  an  die  Einhaltung  materieller  und  formeller  Bedingungen  geknüpft,  die  in  der
Mehrwertsteuerrichtlinie festgelegt sind (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 21. März 2018, Volkswagen, C‑533/16, EU:C:2018:204,
Rn. 40, und vom 18. März 2021, A. [Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug], C‑895/19, EU:C:2021:216, Rn. 35 und die dort
angeführte Rechtsprechung).


34      Bei den materiellen Anforderungen des Rechts auf Vorsteuerabzug handelt es sich um diejenigen, die die eigentliche Grundlage
und den Umfang dieses Rechts regeln, so wie sie in Titel X Kapitel 1 („Entstehung und Umfang des Rechts auf Vorsteuerabzug“)
der Mehrwertsteuerrichtlinie vorgesehen sind (Urteil vom 28. Juli 2016, Astone, C‑332/15, EU:C:2016:614, Rn. 47 und die dort
angeführte Rechtsprechung). So muss nach Art. 168 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie der Steuerpflichtige zum Zeitpunkt der
Vornahme  des  Erwerbs  von  Gegenständen,  für  die  er  einen  Vorsteuerabzug  geltend  machen  will,  in  seiner  Eigenschaft  als
Steuerpflichtiger gehandelt haben. Zudem müssen diese Gegenstände vom Steuerpflichtigen auf einer nachfolgenden Umsatzstufe
für  Zwecke  seiner  besteuerten  Umsätze  verwendet  werden  und  auf  einer  vorausgehenden  Umsatzstufe  von  einem  anderen
Steuerpflichtigen  geliefert  worden  sein  (vgl.  in  diesem  Sinne  Urteile  vom  15.  September  2016,  Barlis  06  –  Investimentos
Imobiliários e Turísticos, C‑516/14, EU:C:2016:690, Rn. 40, und vom 25. Juli 2018, Gmina Ryjewo, C‑140/17, EU:C:2018:595,
Rn. 34 und die dort angeführte Rechtsprechung). Außerdem stellt Art. 167 der Mehrwertsteuerrichtlinie klar, dass das Recht auf
Vorsteuerabzug entsteht, wenn der Anspruch auf die Steuer entsteht, also bei der Lieferung der Gegenstände (vgl. in diesem Sinne
Urteil vom 22. Oktober 2015, Sveda, C‑126/14, EU:C:2015:712, Rn. 20 und die dort angeführte Rechtsprechung).


35      Die formellen Voraussetzungen des Rechts auf Vorsteuerabzug regeln die Modalitäten und die Kontrolle seiner Ausübung sowie
das  ordnungsgemäße  Funktionieren  des  Mehrwertsteuersystems,  wie  etwa  die  Verpflichtungen  zu  Aufzeichnungen,
Rechnungsstellung und Steuererklärung  (vgl.  in  diesem Sinne  Urteile  vom 28.  Juli  2016,  Astone,  C‑332/15,  EU:C:2016:614,
Rn. 47, und vom 18. März 2021, A. [Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug], C‑895/19, EU:C:2021:216, Rn. 37 und die dort
angeführte Rechtsprechung). Die Art. 250, 252 und 261 der Mehrwertsteuerrichtlinie, die die Verpflichtung des Steuerpflichtigen
vorsehen, Mehrwertsteuererklärungen abzugeben, und die das Recht der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Fristen hierfür flankieren,
stellen somit formale Voraussetzungen auf.


36      Diese Unterscheidung zwischen materiellen und formellen Voraussetzungen für das Recht auf Vorsteuerabzug ist wichtig, da nach
ständiger Rechtsprechung das Grundprinzip der Neutralität der Mehrwertsteuer erfordert, dass der Vorsteuerabzug gewährt wird,
wenn die materiellen Anforderungen erfüllt  sind, selbst  wenn der Steuerpflichtige bestimmten formellen Anforderungen nicht
genügt hat (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 28. Juli 2016, Astone, C‑332/15, EU:C:2016:614, Rn. 45 und die dort angeführte
Rechtsprechung).


37      Zudem hat der Steuerpflichtige bei Gegenständen, die sowohl zu beruflichen als auch zu privaten Zwecken verwendet werden
können, das Recht, für die Zwecke der Mehrwertsteuer über ihre Zuordnung zum Vermögen seines Unternehmens zu entscheiden.
Diese Gegenstände umfassen Investitionsgüter, die gemäß Art. 189 Buchst. a der Mehrwertsteuerrichtlinie von den Mitgliedstaaten
definiert werden können und die nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs – für Zwecke einer wirtschaftlichen Tätigkeit genutzt –
durch ihre Langlebigkeit sowie ihren Wert gekennzeichnet sind und deren Anschaffungskosten daher in der Regel nicht als laufende
Kosten verbucht, sondern über mehrere Jahre hinweg abgeschrieben werden (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 27. März 2019,
Mydibel, C‑201/18, EU:C:2019:254, Rn. 23 und die dort angeführte Rechtsprechung).


38      So hat der Steuerpflichtige nach ständiger Rechtsprechung, wenn ein Investitionsgut sowohl für unternehmerische als auch für
private  Zwecke  verwendet  wird,  für  die  Zwecke  des  Vorsteuerabzugs  die  Wahl,  diesen  Gegenstand  in  vollem Umfang  dem
Unternehmensvermögen zuzuordnen oder ihn in vollem Umfang in seinem Privatvermögen zu belassen oder auch ihn nur im
Umfang der tatsächlichen unternehmerischen Verwendung in sein Unternehmen einzubeziehen (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
14. Juli 2005, Charles und Charles-Tijmens, C‑434/03, EU:C:2005:463, Rn. 23, und vom 16. Februar 2012, Eon Aset Menidjmunt,
C‑118/11, EU:C:2012:97, Rn. 53 und die dort angeführte Rechtsprechung).


39      Entscheidet sich der Steuerpflichtige dafür, dass Investitionsgüter, die sowohl für unternehmerische als auch für private Zwecke
verwendet werden, als Gegenstände des Unternehmens behandelt werden, so ist die beim Erwerb dieser Gegenstände geschuldete
Vorsteuer  grundsätzlich  vollständig  und  sofort  abziehbar  (Urteil  vom 14.  Juli  2005,  Charles  und  Charles-Tijmens,  C‑434/03,
EU:C:2005:463, Rn. 24 und die dort angeführte Rechtsprechung). Für Grundstücke stellt Art. 168a der Mehrwertsteuerrichtlinie
jedoch klar, dass bei Ausgaben im Zusammenhang mit ihnen höchstens der Teil der Mehrwertsteuer abgezogen werden darf, der auf
die Verwendung des Grundstücks für unternehmerische Zwecke des Steuerpflichtigen entfällt.


40      Entscheidet sich ein Steuerpflichtiger dafür, ein Investitionsgut nur teilweise seinem Unternehmen zuzuordnen, ist die für den
Erwerb dieses Investitionsguts anfallende Vorsteuer grundsätzlich nur im Umfang seiner tatsächlichen Verwendung für Zwecke des
Unternehmens abzugsfähig (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 16. Februar 2012, Eon Aset Menidjmunt, C‑118/11, EU:C:2012:97,
Rn. 56 und die dort angeführte Rechtsprechung).
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41      Beim Erwerb solcher Gegenstände hängt es von der Wahl des Steuerpflichtigen, in dieser Eigenschaft zu handeln, d. h. für die
Zwecke  seiner  wirtschaftlichen  Tätigkeit  im  Sinne  von  Art.  9  Abs.  1  der  Mehrwertsteuerrichtlinie,  ab,  ob  das
Mehrwertsteuersystem und damit der Mechanismus des Vorsteuerabzugs zur Anwendung kommt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
22. März 2012, Klub, C‑153/11, EU:C:2012:163, Rn. 39 und 40 sowie die dort angeführte Rechtsprechung). Folglich stellt diese
Wahl, wie der Generalanwalt in den Nrn. 48 und 49 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, eine materielle Voraussetzung des Rechts
auf Vorsteuerabzug dar.


42      Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs handelt es sich bei der Frage, ob der Steuerpflichtige zu dem Zeitpunkt, zu dem
ihm ein Gegenstand geliefert wurde, in seiner Eigenschaft als Steuerpflichtiger gehandelt hat, um eine Frage des Sachverhalts, der
vom zuständigen nationalen Gericht auf der Grundlage objektiver Gesichtspunkte und infolge einer Prüfung der Gesamtumstände
des Rechtsstreits, mit  denen es befasst  ist,  festzustellen ist (vgl.  in diesem Sinne Urteile  vom 14. Februar  1985, Rompelman,
268/83, EU:C:1985:74, Rn. 24, und vom 25. Juli 2018, Gmina Ryjewo, C‑140/17, EU:C:2018:595, Rn. 38 und 39 sowie die dort
angeführte Rechtsprechung).


43      In Bezug auf die Beurteilung, ob ein Steuerpflichtiger beim Erwerb eines Gegenstands in seiner Eigenschaft als Steuerpflichtiger
gehandelt hat, hat der Gerichtshof bereits Folgendes klargestellt: Auch wenn eine eindeutige und ausdrückliche Bekundung der
Absicht,  einen Gegenstand bei  seinem Erwerb einer  wirtschaftlichen Verwendung zuzuordnen, ausreichend sein kann, um den
Schluss zu ziehen, dass der Gegenstand von dem als solchem handelnden Steuerpflichtigen erworben wurde, schließt doch das
Fehlen einer solchen Erklärung nicht aus, dass diese Absicht implizit zum Ausdruck kommen kann (Urteil vom 25. Juli 2018,
Gmina Ryjewo, C‑140/17, EU:C:2018:595, Rn. 47).


44      Der Umstand, dass der Gerichtshof diese Klarstellung in Beantwortung einer Vorlagefrage in einer Rechtssache vorgenommen hat,
die  das  Recht  betraf,  den Abzug der Mehrwertsteuer  zu berichtigen,  die  eine als  Steuerpflichtige  registrierte  Einrichtung des
öffentlichen Rechts auf den Erwerb einer Immobilie entrichtet hatte, wirkt sich entgegen dem Vorbringen des Finanzamts N nicht
auf ihre Relevanz im Rahmen von Rechtsstreitigkeiten wie die aus, um die es in den Ausgangsverfahren geht. Diese Klarstellung
gilt  nämlich für alle  Fälle,  in denen ein Gegenstand entsprechend dem vom Gerichtshof  entwickelten weiten Verständnis des
Begriffs  eines  Erwerbs  „als  Steuerpflichtiger“  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  eines  Steuerpflichtigen  zugeordnet  wird  (vgl.  in
diesem Sinne Urteil vom 25. Juli 2018, Gmina Ryjewo, C‑140/17, EU:C:2018:595, Rn. 54). Nach der Mehrwertsteuerrichtlinie
setzt  die  Gewährung  eines  Rechts  auf  Vorsteuerabzug  folglich  nicht  voraus,  dass  eine  ausdrückliche  Entscheidung  über  die
Zuordnung getroffen und mitgeteilt wird.


45      Zu den Gesichtspunkten, aus denen diese Absicht implizit zum Ausdruck kommen kann, gehören u. a. die Art des betreffenden
Gegenstands, die Eigenschaft der handelnden Person und der zwischen dem Erwerb des Gegenstands und seiner Verwendung für
Zwecke  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  des  Steuerpflichtigen  liegende  Zeitraum  (Urteil  vom  25.  Juli  2018,  Gmina  Ryjewo,
C‑140/17, EU:C:2018:595, Rn. 38, 49 und 50).


46      Dagegen ist  es für sich gesehen ohne Bedeutung, dass der betreffende Gegenstand nicht unmittelbar für besteuerte Umsätze
verwendet worden ist,  da die  Verwendung des  Gegenstands nur  den Umfang des  Vorsteuerabzugs oder der  etwaigen späteren
Berichtigung bestimmt, jedoch nicht  die  Entstehung des  Abzugsanspruchs berührt  (Urteil  vom 25.  Juli  2018,  Gmina Ryjewo,
C‑140/17, EU:C:2018:595, Rn. 51 und die dort angeführte Rechtsprechung).


47      Im vorliegenden Fall ist es daher Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob aus der Gesamtheit der Gegebenheiten des
Ausgangsverfahrens geschlossen werden kann, dass E und Z als Steuerpflichtige gehandelt haben, als sie die im Ausgangsverfahren
fraglichen  gemischt  genutzten  Gegenstände  erworben  haben,  nämlich  ein  Arbeitszimmer  in  einem  im  Wesentlichen  privat
genutzten Gebäude bzw.  eine  teilweise  privat  genutzte  Photovoltaikanlage,  und die Absicht  bekundeten,  sie  ihrem jeweiligen
Unternehmen zuzuordnen.


48      Insoweit kann, was E betrifft, die Zuordnung eines Zimmers von angemessener Größe als Arbeitszimmer in den Bauplänen eines
Einfamilienhauses  ein  Indiz  für  eine  solche  Absicht  darstellen.  Da  jedoch  ein  in  den  Bauplänen  eines  Einfamilienhauses
entsprechend  bezeichnetes  Zimmer  nicht  notwendigerweise  tatsächlich  für  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  des  Steuerpflichtigen
genutzt wird, kommt es darauf an, dass die Absicht des Steuerpflichtigen, dieses Zimmer für sein Unternehmen zu nutzen, durch
andere objektive Anhaltspunkte, die diese Nutzung belegen, untermauert wird. Im Fall von Z kann die Tatsache, dass im Lauf des
Jahres, in dem eine Photovoltaikanlage erworben und installiert wurde, ein Vertrag über den Weiterverkauf des von dieser Anlage
erzeugten Stroms abgeschlossen wurde, ein Indiz dafür darstellen, dass diese einer wirtschaftlichen Tätigkeit zugeordnet ist, sofern
die Bedingungen für diesen Weiterverkauf denen entsprechen, die Unternehmern und nicht Privatpersonen angeboten werden.


49      Ferner sind die von den Steuerpflichtigen in ihren Steuererklärungen vorgenommenen Vorsteuerabzüge geeignet,  eine solche
Zuordnungsentscheidung darzutun, wenn sie ihre Folge sind. Solche Abzüge sind auch ein Indiz dafür, dass ein Steuerpflichtiger
beim Erwerb  eines  Gegenstands  beabsichtigte,  ihn  seinem Unternehmen  zuzuordnen.  So  wurde  bereits  entschieden,  dass  ein
Steuerpflichtiger, der in seiner Erklärung gegenüber den Steuerbehörden die beim Erwerb von Gegenständen geschuldete Vorsteuer
abzieht,  so behandelt wird,  als  habe er diese Gegenstände seinem Unternehmen zugeordnet  (vgl.  in  diesem Sinne Urteil vom
11. Juli 1991, Lennartz, C‑97/90, EU:C:1991:315, Rn. 26). Dagegen lässt, wie der Generalanwalt in den Nrn. 43 und 44 seiner
Schlussanträge  ausgeführt  hat,  das  Fehlen  von  Abzügen  in  der  Umsatzsteuervoranmeldung  für  den  Zeitraum,  in  dem  der
Gegenstand erworben wurde, für sich genommen nicht den Schluss zu, dass sich der Steuerpflichtige dafür entschieden hat, den
betreffenden Gegenstand nicht seinem Unternehmen zuzuordnen.
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50      Was zweitens die Verpflichtung eines Steuerpflichtigen angeht, der Steuerverwaltung seine Zuordnungsentscheidung spätestens bis
zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung mitzuteilen, d. h. vorliegend bis zum 31. Mai
des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die Zuordnungsentscheidung ergangen ist, ist darauf hinzuweisen, dass gemäß Art. 179
Abs.  1  der  Mehrwertsteuerrichtlinie  das  Recht  auf  Vorsteuerabzug  grundsätzlich  in  dem Zeitraum ausgeübt  wird,  in  dem es
entstanden ist, d. h., unter Berücksichtigung von Art. 167 der Mehrwertsteuerrichtlinie, wenn der Anspruch auf die Steuer entsteht
(vgl. in diesem Sinne Urteil vom 18. März 2021, A. [Ausübung des Rechts auf Vorsteuerabzug], C‑895/19, EU:C:2021:216, Rn. 41
und die dort angeführte Rechtsprechung).


51      Gleichwohl kann einem Steuerpflichtigen nach den Art. 180 und 182 der Mehrwertsteuerrichtlinie der Abzug auch gestattet
werden, wenn er nicht in dem Zeitraum, in dem das Abzugsrecht entstanden ist, vorgenommen wurde, vorausgesetzt, bestimmte in
den nationalen Regelungen festgelegte Bedingungen und Einzelheiten werden befolgt (Urteil vom 26. April 2018, Zabrus Siret,
C‑81/17, EU:C:2018:283, Rn. 37 und die dort angeführte Rechtsprechung).


52       Im  Übrigen  müssen  die  nationalen  Rechtsvorschriften  gemäß  Art.  250  Abs.  1  in  Verbindung  mit  Art.  252  der
Mehrwertsteuerrichtlinie  bestimmen,  dass  jeder  Steuerpflichtige  eine  Mehrwertsteuererklärung abzugeben  hat,  die  alle  für  die
Festsetzung des geschuldeten Steuerbetrags und der vorzunehmenden Vorsteuerabzüge erforderlichen Angaben enthält, die sich auf
einen Steuerzeitraum von höchstens einem Jahr beziehen, und zwar innerhalb eines Zeitraums, der zwei Monate nach Ende jedes
einzelnen Steuerzeitraums nicht überschreiten darf.


53       Des  Weiteren  können die  Mitgliedstaaten  gemäß Art.  261  Abs.  1  der  Mehrwertsteuerrichtlinie  von  dem Steuerpflichtigen
verlangen, dass er eine Erklärung über sämtliche Umsätze des vorangegangenen Jahres mit allen oben genannten Angaben abgibt,
ohne jedoch eine Frist für die Abgabe dieser Erklärung festzulegen.


54      In Anbetracht dieser Bestimmungen steht die Mehrwertsteuerrichtlinie Verpflichtungen wie den im vorliegenden Fall geltenden
nicht entgegen, nach denen Steuerpflichtige ihre Entscheidung, ein Investitionsgut dem Vermögen ihres Unternehmens zuzuordnen,
der Steuerverwaltung mitteilen müssen, indem sie die entsprechenden Abzüge in ihren Umsatzsteuervoranmeldungen und in ihrer
Umsatzsteuer-Jahreserklärung, die spätestens fünf Monate nach Ablauf des Jahres, in dem diese Zuordnungsentscheidung getroffen
wurde, bei der Steuerverwaltung einzureichen ist, vornehmen.


55       Soweit  jedoch  die  nationale  Rechtsprechung  die  Nichteinhaltung  der  Frist,  innerhalb  deren  der  Steuerpflichtige  die
Steuerverwaltung ausdrücklich oder stillschweigend, aber eindeutig, von dieser Entscheidung in Kenntnis zu setzen hat, mit dem
Verlust  des  sich  aus  ihr  ergebenden  Rechts  auf  Vorsteuerabzug  ahndet,  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Vornahme  einer
Zuordnungsentscheidung zwar eine materielle Voraussetzung für die Ausübung dieses Rechts darstellt, wie sich aus Rn. 41 des
vorliegenden Urteils ergibt, ihre Mitteilung an die Steuerverwaltung jedoch nur eine formelle Voraussetzung ist. Nach ständiger
Rechtsprechung des Gerichtshofs kann ein Verstoß gegen die formellen Anforderungen jedoch grundsätzlich nicht zum Verlust des
Rechts auf Vorsteuerabzug führen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 28. Juli 2016, Astone, C‑332/15, EU:C:2016:614, Rn. 45 und
die dort angeführte Rechtsprechung).


56       Anders  verhält  es  sich,  wenn der  Verstoß  gegen  die  formellen  Anforderungen  den sicheren  Nachweis  verhindert,  dass  die
materiellen Anforderungen erfüllt  wurden (vgl.  in diesem Sinne Urteil vom 28. Juli 2016, Astone, C‑332/15, EU:C:2016:614,
Rn. 46 und die dort angeführte Rechtsprechung).


57      Zudem können die Mitgliedstaaten gemäß Art. 273 der Mehrwertsteuerrichtlinie weitere Pflichten vorsehen, die sie für erforderlich
erachten, um eine genaue Erhebung der Steuer sicherzustellen und um Steuerhinterziehung zu vermeiden. Die Maßnahmen, die die
Mitgliedstaaten nach dieser Bestimmung zu erlassen befugt sind, dürfen jedoch nicht über das hinausgehen, was zur Erreichung
solcher Ziele erforderlich ist. Sie dürfen daher nicht so eingesetzt werden, dass dadurch das Recht auf Vorsteuerabzug und damit
die  Neutralität  der  Mehrwertsteuer  systematisch  in  Frage  gestellt  würden  (vgl.  in  diesem Sinne  Urteil  vom 12.  April  2018,
Biosafe – Indústria de Reciclagens, C‑8/17, EU:C:2018:249, Rn. 38 und die dort angeführte Rechtsprechung). Insoweit ist bereits
entschieden worden, dass eine Sanktion, die in einer völligen Versagung des Rechts auf Vorsteuerabzug besteht, wenn die Steuer
verspätet  entrichtet  wird,  unangemessen  erscheint,  wenn  kein  Betrug  und  keine  Schädigung  des  Haushalts  des  Staates
nachgewiesen sind (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 12. Juli 2012, EMS-Bulgaria Transport, C‑284/11, EU:C:2012:458, Rn. 68 bis
70).


58      Die Tatsache, dass E und Z die Frist nicht eingehalten haben, innerhalb deren sie ihre Zuordnungsentscheidung hätten bekannt
geben sollen, dürfte sie vorbehaltlich einer Überprüfung durch das vorlegende Gericht vorliegend nicht daran hindern, den sicheren
Nachweis dafür zu erbringen, dass sie eine solche Entscheidung zum Zeitpunkt des Erwerbs der im Ausgangsverfahren fraglichen
Investitionsgüter getroffen hatten. Ferner ist nicht ersichtlich, dass der deutsche Gesetzgeber eine solche Frist vorgeschrieben hat,
um betrügerische oder missbräuchliche Verhaltensweisen zu verhindern.


59      Aus der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs ergibt sich jedoch auch, dass die Möglichkeit, das Abzugsrecht ohne jede
zeitliche Beschränkung auszuüben, dem Grundsatz der Rechtssicherheit zuwiderliefe, wonach angesichts der Rechte und Pflichten
des Steuerpflichtigen gegenüber der Steuerverwaltung seine steuerliche Lage nicht unbegrenzt lange offenbleiben kann. Demnach
ist eine Ausschlussfrist, deren Ablauf den nicht hinreichend sorgfältigen Steuerpflichtigen, der den Vorsteuerabzug nicht geltend
gemacht  hat,  mit  dem Verlust  des  Abzugsrechts  bestraft,  nicht  mit  der  von der  Mehrwertsteuerrichtlinie  errichteten Regelung
unvereinbar, sofern diese Frist zum einen für die entsprechenden auf innerstaatlichem Recht beruhenden steuerlichen Rechte wie
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für die  auf Unionsrecht beruhenden Rechte gleichermaßen gilt  (Äquivalenzgrundsatz) und sie zum anderen die Ausübung des
Abzugsrechts  nicht praktisch unmöglich macht oder übermäßig erschwert (Effektivitätsgrundsatz)  (Urteil  vom 26.  April  2018,
Zabrus Siret, C‑81/17, EU:C:2018:283, Rn. 38 und die dort angeführte Rechtsprechung).


60      Zur Wahrung des Äquivalenzgrundsatzes ist festzustellen, dass die Frist, die in der im Ausgangsverfahren fraglichen nationalen
Regelung vorgesehen  ist,  der  Frist  entspricht,  die  für  Steuerpflichtige  für  die  Abgabe  von  Steuererklärungen  allgemein  gilt.
Vorbehaltlich der Überprüfung durch das vorlegende Gericht scheint diese nationale Regelung daher im Mehrwertsteuerbereich
keine andere Regelung als diejenige vorgesehen zu haben, die für andere Steuerangelegenheiten nach innerstaatlichem Recht gilt.


61       Was  den  Effektivitätsgrundsatz  angeht,  scheint  die  genannte  Frist  an  sich  die  Ausübung des  Abzugsrechts  nicht  praktisch
unmöglich zu machen oder übermäßig zu erschweren, da es nach Art. 179 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie grundsätzlich im
gleichen  Zeitraum ausgeübt  wird,  in  dem es  entstanden  ist  (vgl.  entsprechend  Urteil  vom 28.  Juli  2016,  Astone,  C‑332/15,
EU:C:2016:614, Rn. 38).


62      Gleichwohl müssen sich die Mitgliedstaaten gemäß dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit solcher Mittel bedienen, die es zwar
erlauben, das von der nationalen Regelung verfolgte Ziel wirksam zu erreichen, die jedoch die Grundsätze des Unionsrechts, wie
das fundamentale Prinzip des Rechts auf Vorsteuerabzug, möglichst wenig beeinträchtigen (Urteil vom 26. April 2018, Zabrus
Siret, C‑81/17, EU:C:2018:283, Rn. 50 und die dort angeführte Rechtsprechung).


63      Es ist daher für das vorlegende Gericht wichtig zu prüfen, ob die im Ausgangsverfahren fragliche Ausschlussfrist, die der Frist
gemäß § 149 Abs. 2 AO für die Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung entspricht, d. h. der 31. Mai des Jahres, das auf das Jahr
folgt,  in  dem  die  Zuordnungsentscheidung  getroffen  wurde,  im  Hinblick  auf  das  Ziel  der  Wahrung  des  Grundsatzes  der
Rechtssicherheit verhältnismäßig ist.


64      Hierbei ist zu berücksichtigen, dass zum einen die nationalen Behörden die Möglichkeit haben, gegen einen nachlässig handelnden
Steuerpflichtigen Sanktionen zu verhängen, die den Neutralitätsgrundsatz weniger beeinträchtigen als die völlige Versagung des
Rechts auf Vorsteuerabzug, wie z. B. verwaltungsrechtliche Geldstrafen, und eine Frist, die nach dem 31. Mai des Jahres abläuft,
das auf das Jahr folgt, in dem die Zuordnungsentscheidung getroffen wurde, nach dem ersten Anschein nicht mit der Wahrung des
Grundsatzes  der  Rechtssicherheit  unvereinbar  ist,  und  dass  zum  anderen  dem  Recht  auf  Vorsteuerabzug  im  gemeinsamen
Mehrwertsteuersystem eine herausragende Stellung zukommt.


65       Nach  alledem  ist  auf  die  Vorlagefragen  zu  antworten,  dass  Art.  168  Buchst.  a  in  Verbindung  mit  Art.  167  der
Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen ist, dass er nationalen Bestimmungen nicht entgegensteht, die von einem nationalen
Gericht so ausgelegt werden, dass die zuständige nationale Steuerverwaltung den Vorsteuerabzug in Bezug auf einen Gegenstand
unter  der  Annahme,  dass  dieser  dem  Privatvermögen  des  Steuerpflichtigen  zugewiesen  wurde,  verweigern  darf,  wenn  ein
Steuerpflichtiger  ein  Wahlrecht  hat,  ob  er  einen  Gegenstand  dem  Vermögen  seines  Unternehmens  zuordnet,  und  die
Steuerverwaltung nicht spätestens bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung in die
Lage versetzt wurde, aufgrund einer ausdrücklichen Entscheidung oder hinreichender Anhaltspunkte eine solche Zuordnung des
Gegenstands festzustellen, es sei denn, die besonderen rechtlichen Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnis lassen erkennen,
dass sie nicht mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar ist.


Kosten


66      Für  die  Parteien der  Ausgangsverfahren ist  das  Verfahren ein Zwischenstreit  in  den  beim vorlegenden Gericht  anhängigen
Rechtsstreitigkeiten; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von
Erklärungen vor dem Gerichtshof sind nicht erstattungsfähig.


Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Achte Kammer) für Recht erkannt:


Art. 168 Buchst. a in Verbindung mit Art. 167 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der durch die Richtlinie 2009/162/EU des Rates vom 22. Dezember 2009 geänderten
Fassung ist dahin auszulegen, dass er nationalen Bestimmungen nicht entgegensteht, die von einem nationalen Gericht so
ausgelegt werden, dass die zuständige nationale Steuerverwaltung den Vorsteuerabzug in Bezug auf einen Gegenstand unter der
Annahme, dass dieser dem Privatvermögen des Steuerpflichtigen zugewiesen wurde, verweigern darf, wenn ein Steuerpflichtiger
ein Wahlrecht hat, ob er einen Gegenstand dem Vermögen seines Unternehmens zuordnet, und diese Steuerverwaltung nicht
spätestens bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung in die Lage versetzt wurde,
aufgrund einer ausdrücklichen Entscheidung oder hinreichender Anhaltspunkte eine solche Zuordnung des Gegenstands
festzustellen, es sei denn, die besonderen rechtlichen Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnis lassen erkennen, dass sie
nicht mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar ist.


Prechal Passer Wahl
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Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 14. Oktober 2021.


Der Kanzler Der Präsident


A. Calot Escobar K. Lenaerts


*      Verfahrenssprache: Deutsch.
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